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Amtliche Bekanntmachungen

In der 1. Sitzung der Gemeindevertretung Rangsdorf wurden am 20.11.2003 folgende Beschliisse
gefasst:

Beschluss der Geschéftsordnung

Beschluss_Nr.: 1:

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt die Geschaftsordnung nach anliegend beigefiigtem Wortlaut, der Be-
standteil des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Wahl des Vorsitzenden der Gemeindevertretung
Beschluss-Nr.: 2
Herr Rex wird zum Vorsitzenden der Gemeindevertretung Rangsdorf gewahit.

Abstimmungsergebnis: 10/8/0

Beschluss der Hauptsatzung

Beschluss-Nr.: 3

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t die Hauptsatzung nach anliegend beigefligtem Wortlaut, der Bestandteil
des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 10/8/0

Bildung von Ausschiissen

Beschluss_Nr.: 4

Durch Beschluss gemaly § 50 Abs. 5 GO wird die Besetzung der Ausschiisse gemafd der nachstehenden Aufzéhlung
festgestellt.

Ausschuss fiir Gemeindeentwicklung, Bauwesen, Umwelt und Ortsgestaltung
Herr Kamradt
Herr Ruselack
Herr Natsch
Herr Wetzel
Herr Hildebrandt
Herr Silvan

Ausschuss fiir Bildung, Kultur, Sport und Soziales
Frau Wolffgramm
Herr M. Rocher
Herr Dr. Klucke
Herr Wetzel
Herr Hildebrandt
Frau Muschinsky

Ausschuss fiir Finanzen, Rechnungsprifung und Vergaben
Herr Osterloh
Herr K. Rocher
Herr Kuhle
Herr Gleich
Herr Rex
Herr Pilz
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Ausschuss flir Wirtschaft und Gewerbe
Herr Sauer
Herr K. Rocher
Herr Ruselack
Herr Rex
Herr Hildebrandt
Herr Schoenert

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Benennung der Vorsitzenden der Ausschiisse
1. Ausschuss fir Bildung, Kultur, Sport und Soziales
Vors.:  Frau Wolffgramm

2. Ausschuss flir Gemeindeentwicklung, Bauwesen, Umwelt und Ortsgestaltung
Vors.: Herr Kamradt

3. Ausschuss flir Finanzen, Rechnungspriifung und Vergaben
Vors.: Herr Osterloh

4. Ausschuss fiir Wirtschaft und Gewerbe
Vors.: Herr Sauer

Bestimmung des 2. Vertreters der Gemeinde in der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Komplexsanie-
rung Mittlerer Siiden und seines Stellvertreters

Beschluss-Nr.: 5

Als weiterer Vertreter wird Herr H. Rex und als dessen Stellvertreter wird Herr F. Kuhle vorgeschlagen; Herr Rex und
Herr Kuhle nehmen die Wahl an.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Beschluss der Entschdadigungssatzung

Beschluss-Nr.: 6

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliel3t die Entschadigungssatzung nach dem in der Anlage beigefiigtem Wort-
laut, der Bestandteil des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Beschluss der Satzung iiber die Erhebung von Beitragen fiir straBenbauliche MaBRnahmen fiir die Erschlie-
Rungsanlage DorfstraBe im Ortsteil GroB Machnow im Abschnitt Schustergraben bis zur Einmiindung Mitten-
walder StraBBe

Beschluss-Nr.: 7

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t die Satzung Uiber die Erhebung von Beitragen fir strallenbauliche Maf3-
nahmen flr die ErschlieBungsanlage Dorfstrale im Ortsteil Gro® Machnow im Abschnitt Schustergraben bis zur Ein-
mindung Mittenwalder Strale in der Gemeinde Rangsdorf (StralRenausbaubeitragssatzung, Ortsteil Grof3 Machnow)
nach beigefiigtem Wortlaut, der Bestandteil des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 17/0/1

Erhebung von StraBenausbaubeitrdagen; hier: Abschnittsbildung

Beschluss-Nr.: 8

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliel3t zur Erhebung von Straflenausbaubeitragen in der Dorfstral3e im Ortsteil
Grof3 Machnow gemal § 8 Abs. 5 des Kommunalabgabengesetzes Brandenburg (KAG) in Verbindung mit § 9 Abs. 1 der
StralRenausbaubeitragssatzung Dorfstrale, Ortsteil Gro3 Machnow in der Gemeinde Rangsdorf (ABS) fir den Ausbau
der DorfstraBe die Abschnittsbildung vom Schustergraben bis zur Einmindung Mittenwalder StralRe. Nicht zu diesem
Abschnitt zéhlen die Parallelstrafien zur Fahrbahn der B 96 in diesem Bereich.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0



Amtsblatt
fiir die Gemeinde Rangsdorf/ 2. Jahrgang / Nr. 2 vom 27.02.2004

In der 2. Sitzung der Gemeindevertretung Rangsdorf wurden am 04.12.2003 folgende Beschliisse
gefasst:

Feststellung der Giiltigkeit der Wahl der Gemeindevertretung

Beschluss-Nr.: 9

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t die Giiltigkeit der Wahl der Gemeindevertretung vom 26.10.2003, da bis
zum 28.11.2003 keine Einwendungen gegen die Wahl erhoben wurden.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Feststellung der Giiltigkeit der Wahl des Ortsbeirates GroR Machnow

Beschluss-Nr.:10

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t die Guiltigkeit der Wahl des Ortsbeirates vom 26.10.2003, da bis zum
28.11.2003 keine Einwendungen gegen die Wahl erhoben wurden.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Bildung des Hauptausschusses
Beschluss-Nr.: 11
Gemal § 50 Abs. 5 der Gemeindeordnung wird die Besetzung des Hauptausschusses bestatigt.

Mitglied (Stellvertreter)

Herr Klaus Rocher (Blirgermeister) (Frau Lange — Leiterin der Bauabteilung)

Herr Eckhard Kamradt (Herr Frank Kuhle)

Frau Heide Wolffgramm (Herr Mario Ruselack)

Herr Dr. Hartmut Klucke (Herr Peter Gleich)

Frau Sylvia Muschinsky (Herr Thorsten Osterloh)

Herr Matthias Pilz (Herr Jan Hildebrandt)

Herr Hartmut Rex (Herr Peter Wetzel)

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Berufung von sachkundigen Einwohnern in die Ausschiisse

Beschluss-Nr.: 12

Gemal § 50 Abs. 7 der Gemeindeordnung wird die Besetzung der Fachausschiisse mit sachkundigen Einwohnern be-
tatigt.

FDP/UWB: FA: Frau Vivien Wolf
Frau Ulrike Vogler
BA: Herr Robert Nicolai
Herr Olaf Hiekel
SA: Frau Barbara Pudig
Herr Mattes Woeller
WA: Herr Engelbert Smit
Herr Peter Lucas
DPR: FA: Herr Michael Mrositzki
BA: Herr Wolfgang Sprenger
SA: Frau Birgitta Schiller
WA: Herr Gerhard Schertler
CDU: FA: Herr Dirk Weil3
BA: Herr Wolfgang Barz
SA: Herr Andreas Karle
WA: Herr Ralf Kroll
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SPD: FA: Herr Ralph Brockhaus
BA: Herr Joachim Dux
SA: Herr Stefan Glag
WA: Herr Jens-Theo Miller
PDS: FA: Herr Dr Thomas Enke
BA: Frau Martina Wintzen
SA: Frau Inge Doebler
WA: Herr Fredi Jahn
(Legende: FA = Finanzausschuss
BA = Bauausschuss
SA = Sozialausschuss
WA = Wirtschaftsausschuss)
Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Festlegung gemaR § 5 Abs. 4 der Hauptsatzung

Beschluss-Nr.: 13

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt gemall § 5 Abs. 4 der Hauptsatzung vom 21.11.2003, dass folgende
Angaben Uber die Gemeindevertreter und sachkundigen Einwohner &ffentlich bekannt gemacht werden:

1. Name, Vorname

2. Wohnort und Anschrift

3. Beruf oder ausgelibte Tatigkeit

Weitere Angaben sind nicht bekannt zu machen. Die Angaben sind gleichzeitig in das Internet einzustellen.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Regelung der Stellvertretung des Biirgermeisters gemaR § 66 Abs. 2 der Gemeindeordnung

Beschluss-Nr.: 14

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt gemaR § 66 Abs. 2 der Gemeindeordnung mit Wirkung vom 17.12.2003
die Leiterin der Bauabteilung der Gemeindeverwaltung, Frau Gabriele Lange, mit der Stellvertretung des Blirgermeisters
zu beauftragen.

Abstimmungsergebnis: 15/1/2

Bestellung der Kimmerers gemaR § 94 der Gemeindeordnung

Beschluss-Nr.: 15

Die Gemeindevertretung Rangsdorf Uibertragt die Aufgabe des Kammerers gemal § 94 der Gemeindeordnung der Leite-
rin der Finanzabteilung der Gemeindeverwaltung, Frau Gabriele Kllnder.

Abstimmungsergebnis: 16/0/2

Mitgliedschaft der Gemeinde Rangsdorf im Stadte- und Gemeindebund

Beschluss-Nr.: 16

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliefit die Antragstellung der Mitgliedschaft im Stadte- und Gemeindebund
Brandenburg ab dem 01.01.2004. Gleichzeitig ist die Mitgliedschaft im Gemeindetag Brandenburg zum nachstmdglichen
Termin zu kiindigen.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Festlegung der Erscheinungsform des Amtsblattes fiir die Gemeinde Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 17

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t, dass das ,Amtsblatt fiir die Gemeinde Rangsdorf* kostenfrei in den Bib-
liotheken der Gemeinde Rangsdorf und in der Gemeindeverwaltung eingesehen werden kann, kostenfrei in der Gemein-
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deverwaltung erhaltlich ist und bei Postzustellung die entstehenden Portokosten vorab durch den Antragsteller zu be-
zahlen sind.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Abschluss eines neuen Konzessionsvertrages ,,Gasversorgung*

Beschluss-Nr.: 18

Die Gemeindevertretung Rangsdorf stimmt dem Abschluss eines neuen Konzessionsvertrages ,Gas” mit der EMB Erd-
gas Mark Brandenburg GmbH nach anliegend beigefligtem Wortlaut zu, der Bestandteil des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Sondernutzungssatzung der Gemeinde Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 19

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliel3t die Satzung der Gemeinde Rangsdorf iber Erlaubnisse und Gebiihren
fir Sondernutzung an 6ffentlichen Stralen nach dem anliegend beigefiigtem Entwurf.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Friedhofsordnung der Gemeinde Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 20

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliet die Friedhofsordnung nach dem anliegend beigefiigtem Wortlaut, der
Bestandteil des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Friedhofsgebiihrensatzung fiir die Gemeinde Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 21

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlielt die Friedhofsgebiihrensatzung nach dem anliegend beigefiigtem Wort-
laut, der Bestandteil, des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

StraBenreinigungssatzung der Gemeinde Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 22

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t die Satzung der Gemeinde Rangsdorf liber die Stralenreinigung geman
des anliegenden Wortlautes, der Bestandteil des Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: 15/0/3

Stellungnahme zum Ausbau Knotenpunkt B 96 / Heinestr. / Fritz-Reuter-Str.

Beschluss-Nr.: 23

Die Gemeindevertretung Rangsdorf stimmt der vorgelegten Variantenuntersuchung Unterlage 7 Blatt Nr. 7.3. vom Okto-
ber 2002 des Brandenburgischen StraRenbauamtes zur verkehrsgerechten Anbindung der Fritz-Reuter-StralRe und Hei-
nestrafle an der B 96 sowie der Abbindung des Meinhardtsweges im Rahmen des Neubaues eines Radweges entlang
der B 96 zu.

Abstimmungsergebnis: 16/1/1
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Verpachtung von Teilflachen der kommunalen Flurstiicke in der Flur 4 am Seeufer an die Nutzer der angrenzen-
den Grundstiicke.

Beschluss-Nr.: 24

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlielt, die Teilflachen der kommunalen Flurstiicke direkt am Seeufer zwischen
den Kanalen in Klein Venedig entsprechend der derzeitigen Nutzung an die Eigentiimer bzw. Pachter der angrenzenden
Wohngrundstiicke zu folgenden Konditionen als Erholungsflache zu verpachten:

e jahrliche Kiindigungsmaglichkeit

e  Pachtzins in Hohe von 1,00 EURO/m?

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Umverteilung finanzieller Mittel

Beschluss-Nr.: 25

Die Gemeindevertretung Rangsdorf bewilligt gemaR § 81 der Gemeindeordnung im Rahmen der Umverteilung finanziel-
ler Mittel verschiedene UberplanmafRige Ausgaben gemal Anlage. Die Anlage ist Bestandteil dieses Beschlusses.

Abstimmungsergebnis: 171110

In der 3. Sitzung der Gemeindevertretung Rangsdorf wurden am 11.12.2003 folgende Beschliisse
gefasst:

Wabhl des 1. Stellvertreters des Vorsitzenden der Gemeindevertretung

Beschluss-Nr.: 25

Gemal § 41 Abs. 2 der Gemeindeordnung wird Frau Wolffgramm als 1. Stellvertreterin des Vorsitzenden der Gemein-
devertretung gewahlt. Frau Wolfigramm nimmt die Wahl an.

Abstimmungsergebnis: 14/3/1

Wabhl des 2. Stellvertreters des Vorsitzenden der Gemeindevertretung

Beschluss-Nr.: 27

Gemal § 41 Abs. 2 der Gemeindeordnung wird Herr Pilz als 2. Stellvertreter des Vorsitzenden der Gemeindevertretung
gewahlt. Herr Pilz nimmt die Wahl an.

Abstimmungsergebnis: 14/4/0

Festsetzung der Dienstaufwandsentschadigung des Biirgermeisters

Beschluss-Nr.: 28

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t im Hinblick auf die Gewahrung einer Dienstaufwandsentschadigung an
den hauptamtlichen Burgermeister:

- Es wird keine Dienstaufwandsentschadigung gewahrt.

Abstimmungsergebnis: 16/0/0

Umverteilung finanzieller Mittel

Beschluss-Nr.: 29

Die Gemeindevertretung Rangsdorf bewilligt gemafl § 81 Gemeindeordnung eine auRerplanmalige Ausgabe fir die
Erneuerung eines Wildzaunes im Bereich des Erich-Dulckert-Sportforums Lindenallee. Die Deckung ist gewahrleistet
durch Minderausgaben bei der Malinahme Sanierung Duschen im Sportforum.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0
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Im nichtoffentlichen Teil der Sitzung wurden Beschllsse zu folgenden Angelegenheiten gefasst:

Personalangelegenheit

Beschluss-Nr.: 30

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t, eine ordentliche Kiindigung unter Beriicksichtigung der tariflichen Kiin-
digungsfrist zum 30.06.2004 auszusprechen.

Abstimmungsergebnis: 13/11/4

Abschluss eines Erbbaurechtsvertrages fiir Flur 9, Flurstiick 239 und 240
Beschluss-Nr.: 31
Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliel3t unter Berlicksichtigung der Entbehrlichkeit den Abschluss eines Erbbau-
rechtsvertrages zu Wohnzwecken fiir das Grundstlick Flur 9, Flurstlicke 239 und 240 der Gemarkung Rangsdorf zu
folgenden Konditionen:
e  Erbbauzins in H6he von 4 % des noch zu ermittelnden Verkehrwertes pro Jahr, Zinsanpassungsklausel
o Dauer des Erbbaurechtes 99 Jahre
e Verpflichtung zum Bau eines Wohnhauses / Umbau zu Wohnzwecken innerhalb von drei Jahren nach Eigentums-
umschreibung
Heimfallrecht bei vertragswidriger Nutzung
gegenseitiges Vorkaufsrecht
¢ samtliche Kosten der Vertragsvorbereitung und —durchfiihrung trégt der Erbbauberechtigte

Abstimmungsergebnis: 18/0/0

Antrag auf Abschluss eines Pachtvertrages fiir eine Teilflaiche aus Flur 1, Flurstiick 331/1 Klein Kienitz

Beschluss-Nr.: 32

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt, der Verpachtung einer Teilflache von ca. 140 m? aus dem Flurstiick

331/1 der Flur 1 als Erholungsflache und Gartenland zur Sicherung der bestehenden Nutzung zu folgenden Konditionen

zuzustimmen:

e Pachtzins 0,50 €/m? und Jahr, Pachtanpassung, wenn sich die durchschnittlich gezahlten Pachtpreise fiir vergleich-
bare Flachen um mehr als 50 % &andern

e Pachtdauer ein Jahr, Verlangerung um jeweils ein Jahr

e  Kundigungsfrist drei Monate zum Ablauf des Pachtjahres

Abstimmungsergebnis: 16/0/2

Vereinbarung zur Ablésung von ErschlieBungsbeitragen (Vorl.-Nr.: 017/03)

Beschluss-Nr.: 33

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliet den Abschluss einer Vereinbarung zur Abldsung von ErschlieRungsbei-
tragen fir die Herstellung der Erschliefungsanlage Strale ,Im Fleck® im OT GroRR Machnow fiir die beitragspflichtigen
Grundstuicke der Flur 4, Flurstiicke 593, 594, 595, 597, 598, 637, 648, 659 und 670.

Abstimmungsergebnis: 12/3/3

Versetzung in den einstweiligen Ruhestand

Beschluss-Nr.: 34

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt, den seit dem 26.10.2003 im Beamtenverhaltnis zur Gemeinde Rangsdorf
stehende Herr Bernd Hohlstein (bisher mit der Wahrnehmung der Geschéfte des Blrgermeisters beauftragt) wird gemaf
§ 130 Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes (BRRG) mit Wirkung vom 01.01.21004 in den einstweiligen Ruhestand
versetzt.

Abstimmungsergebnis: 18/0/0
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In der 4. Sitzung der Gemeindevertretung Rangsdorf wurden am 29.01.2004 zu folgenden Angelegen-
heiten Beschliisse gefasst:

Feststellung der Giiltigkeit der Wahl des hauptamtlichen Biirgermeisters

Beschluss-Nr.: 35

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliet die Glltigkeit der Wahl des hauptamtlichen Blrgermeisters im Rahmen
der Stichwahl vom 16.11.2003, da bis zum 12.12.2003 keine Einwendungen gegen die Wahl erhoben wurden.

Abstimmungsergebnis: 18/0/1

Erteilung einer allgemeinen Dienstreisegenehmigung fiir den Biirgermeister

Beschluss-Nr.: 36

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t:

Dem Burgermeister wird fiir Dienstreisen / -gange eine allgemeine Dienstreisegenehmigung flr die Lander Brandenburg
und Berlin erteilt.

Fur Dienstreisen zu anderen Zielen ist eine Einzelgenehmigung durch die Gemeindevertretung einzuholen.

Abstimmungsergebnis: 17/0/0

Neubesetzung von Ausschiissen

Beschluss-Nr.: 37

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t, die durch die Feststellung des Verlustes der Rechtsstellung als Vertreter
der Gemeindevertretung freigewordenen Sitze von Herrn Klaus Rocher in den Ausschussen fir Wirtschaft und Gewerbe
sowie Finanzen, Rechnungsprifung und Vergaben mit Herrn Jan Muhimann-Skupien (Fraktion FDP/UWB Pro Rangs-
dorf) zu besetzen.

Gleichzeitig wird Herr Ralf Kroll als sachkundiger Einwohner im Ausschuss fir Wirtschaft und Gewerbe abberufen und
daftr Herr Daniel Boldt berufen.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Besetzung der Kita - Ausschiisse
Beschluss-Nr.: 38
Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt die nachfolgend genannte Besetzung der Kita-Ausschisse:

Kita ,Waldhaus* Herr Osterloh und Frau Wolffgramm

Kita ,Spatzennest” Herr Osterloh, Herr K. Rocher und Herr Ruselack

Kita ,Gartenhauschen® Frau Muschinsky und Frau Wolffgramm

Kita / Hort ,R&uberhohle” Herr Hildebrandt, Frau Muschinsky und Frau Doebler
Abstimmungsergebnis: 19/0/0

1. Anderung der Geschiftsordnung vom 20.11.2003

Beschluss-Nr.: 39

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt die 1. Anderung der Geschaftsordnung der Gemeindevertretung Rangs-
dorf vom 20.11.2003.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Aufstellungsbeschluss zur Anderung des Flichennutzungsplanes der Gemeinde Rangsdorf und zur friihzeitigen
Burgerbeteiligung

Beschluss-Nr.: 40

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlielt:

1. den Flachennutzungsplan der Gemeinde Rangsdorf gemaR § 2 Abs. 1i. V. m. § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch im Bereich
der Konversionsflache Rangsdorf Sid-West entsprechend dem anliegend beigefugten Plan zu &ndern und
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2. die vorgezogene Birgerbeteiligung gemafl § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch in Form einer Einwohnerversammlung mit
Gelegenheit zur AuRerung und zur Erérterung der Planung durchzufiihren.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Aufhebung des Satzungsbeschlusses vom 14.04.03 zum Bebauungsplan ,,Miihlenberg / Mittenwalder StraBe“ im
Ortsteil GroR Machnow

Beschluss-Nr.: 41

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt die Authebung des Satzungsbeschlusses GM/66.GVS/503/14.04.03 ber
den Bebauungsplan ,Muhlenberg / Mittenwalder Strale” in der Gemeinde Rangsdorf, Ortsteil Grofs Machnow.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan ,,Miihlenberg / Mittenwalder StraBe‘ im Ortsteil GroB Machnow
Beschluss-Nr.: 42

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliel3t nach § 10 Baugesetzbuch (BauGB) den Bebauungsplan ,Muihlenberg /
Mittenwalder StraRe” in der Gemeinde Rangsdorf, Ortsteil Grof? Machnow in der Fassung vom Januar 2004 als Satzung.
Die Satzung besteht aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen. Der rdumliche Geltungsbereich ist der
Planzeichnung zu entnehmen. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird gebilligt.

Grundlage ist das BauGB i.d.F.d. Bekanntmachung vom 08.12.1986 (BGBI. | S.2253) unter Beruicksichtigung des § 233
Abs. 1 S. 1 BauGB und des § 243 Abs. 2 BauGB i. d. F. d. Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. | S. 2141, berichtigt
1998, S. 137), zuletzt geandert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23..07.2002 (BGBI. | S. 2850ff) i.V.m. § 10 Abs. 2
BauGB (i.d.o.g.F.).

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Aufhebung des Satzungsbeschlusses vom 16.07.03 zum Bebauungsplan ,,Gut” im Ortsteil GroB Machnow
Beschluss-Nr.: 43

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt die Aufhebung des Satzungsbeschlusses GM/69.GVS/533/16.07.03 Gber
den Bebauungsplan ,Gut* in der Gemeinde Rangsdorf, Ortsteil Gro® Machnow.

Abstimmungsergebnis: 17/0/0

Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan ,,Gut” im Ortsteil GroR Machnow

Beschluss-Nr.: 44

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t nach § 10 Baugesetzbuch (BauGB) den Bebauungsplan ,Gut® in der
Gemeinde Rangsdorf, Ortsteil GroR Machnow in der Fassung vom Januar 2004 als Satzung. Die Satzung besteht aus
der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen. Der rdumliche Geltungsbereich ist der Planzeichnung zu entneh-
men. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird gebilligt.

Grundlage ist das BauGB i.d.F.d. Bekanntmachung vom 08.12.1986 (BGBI. | S.2253) unter Berucksichtigung des § 233
Abs. 1 S. 1 BauGB und des § 243 Abs. 2 BauGB i.d.F.d. Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. | S. 2141, berichtigt
1998, S. 137), zuletzt gedndert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23..07.2002 (BGBI. | S. 2850ff) i.V.m. § 10 Abs. 2
BauGB (i.d.o.g.F.).

Abstimmungsergebnis: 17/0/0

Beantragung zur Errichtung einer Tempo-30-Zone in der Gemeinde Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 45

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlielt die Beantragung einer ,Tempo-30-Zone® im Bereich Schulviertel fiir fol-
gende Strallen — Clara-Zetkin-Stralle, Fontaneweg, Gartenstrale, Mihlenweg, Fichtestralte, Goethestralte, Clara-
Zetkin-StralRe, Waldhohe — wie in Anlage 2 dargestellt und damit die Demontage von 46 Verkehrszeichen, wie in der
Anlage 1 dargestellt. Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

10
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Aufhebung des Beschlusses vom 22.09.03 zur StraBenbenennung ,,Am Schustergraben® im Ortsteil GroR Mach-
now

Beschluss-Nr.: 46

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt den Beschluss GM/72.GVS/564/22.09.03 zur Strallenbenennung ,Am
Schustergraben” in der Gemeinde Rangsdorf, Ortsteil Grof3 Machnow aufgrund der nicht erfolgten Widmung wieder
aufzuheben.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Umbenennung von StraBen
Beschluss-Nr.: 47
Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt folgende Umbenennungen von Straf3en:

bisheriger Name kiinftiger Name
Gartenstrale (OT Grofl Machnow) GartenstralRe
Pramsdofer Weg (OT Grofy Machnow) Pramsdorfer Stralle
Erlenweg (OT Grof3 Machnow) Erlengasse
Dorfstrafte (OT Grof® Machnow) Dorfstralle
Kirchstrale (OT Grofl® Machnow) Kirchstralle
DorfstralRe (Klein Kienitz) Kienitzer Dorfstr. /
Abzweig Dorfstr./Richtung Siedlung Boddinsfelder Weg
Kirchstralle (Klein Kienitz) Parkstralle
Gartenstrale (Rangsdorf) Am Gartenhduschen
Abstimmungsergebnis: sh. Einzelabstimmungen

Grundstiicksverkauf Flur 19, Flurstiick 24, Herweghring 9

Beschluss-Nr.: 48

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t unter Berticksichtigung der Entbehrlichkeit und vorbehaltlich der Kiindi-
gung der derzeitigen Nutzung die Veraulerung des Grundstiickes Herweghring 9, Flur 19, Flurstiick 24 der Gemarkung
Rangsdorf zu folgenden Konditionen:

e Kaufpreis gemaf noch zu erstellendem Verkehrswertgutachten bzw. Bodenrichtwert

Mehrerlésabfiihrungsklausel fur den Fall des Weiterverkauf innerhalb von 5 Jahren

Verpflichtung zum Bau eines Wohnhauses innerhalb von 3 Jahren nach Eigentumsumschreibung

Samtliche Kosten der Vertragsvorbereitung und -durchfiihrung sind vom Kaufer zu ilbernehmen

Die Gemeindevertretung stimm t der Eintragung einer Grundschuld in Héhe des Kaufpreises zzgl. baulicher Investi-
tionen auf dem Kaufgegenstand vor Eigentumsumschreibung durch den Kaufer zu.

Abstimmungsergebnis: 18/0/1

Beschluss liber finanzielle Zuwendungen fiir Jubilden der Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr Rangsdorf
Beschluss-Nr.: 49

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliel3t fir langjahrige treue Dienste finanzielle Zuwendungen den Angehdrigen
der Freiwilligen Feuerwehr zukommen zu lassen.

Abstimmungsergebnis: 18/0/1

Beschluss der Ordnungsbehérdlichen Verordnung zur Regelung der Grundstiicksnummerierung

Beschluss-Nr.: 50

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t die Ordnungsbehdrdliche Verordnung zur Regelung der Grundstiicks-
nummerierung.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0
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Zustandigkeitsordnung fiir die Ausschiisse der Gemeindevertretung Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 51

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlie3t die Zustandigkeitsordnung fiir die Ausschiisse der Gemeindevertretung
Rangsdorf.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Bauvoranfrage fiir die Errichtung eines Einfamilienhauses in der Gemarkung Rangsdorf, GartenstraBe 8, Flur 5,
Flurstiick 75

Beschluss-Nr.: 52

Die Gemeindevertretung Rangsdorf erteilt das gemeindliche Einvernehmen gemal § 36 Baugesetzbuch (BauGB) zur
Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienhauses in der Gemarkung Rangsdorf, GartenstralRe 8, Flur 5, Flurstuck
75 mit einer max. Bebauungstiefe bis 20 m ab Stralenbegrenzungslinie.

Abstimmungsergebnis: 18/1/0

Bauvoranfrage fiir die Errichtung eines Einfamilienhauses in der Gemarkung Rangsdorf, Gartenstrae 10, Flur 5,
Flurstiick 74/2

Beschluss-Nr.: 53

Die Gemeindevertretung Rangsdorf erteilt das gemeindliche Einvernehmen gemaR § 36 Baugesetzbuch (BauGB) zur
Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienhauses in der Gemarkung Rangsdorf, Gartenstralle 10, Flur 5, Flurstiick
74/2 mit einer max. Bebauungstiefe bis 20 m ab Strallenbegrenzungslinie.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Nutzungsvertrag mit dem Klubrat des Jugendklubs Rangsdorf

Beschluss-Nr.: 54

Die Gemeindevertretung Rangsdorf stimmt grundsétzlich einem Nutzungsvertrag mit dem Klubrat des Jugendklubs der
Gemeinde Rangsdorf entsprechend dem vorliegenden Vertrag zu.

Abstimmungsergebnis: 19/0/0

Im nichtoffentlichen Teil der Sitzung wurden Beschliisse zu folgenden Angelegenheiten gefasst:

Abschluss eines Jagdpachtvertrages fiir den Eigenjagdbezirk ,,Rangsdorfer See*

Beschluss-Nr.: 55

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschliet den Abschluss eines Jagdpachtvertrages tber den Eigenjagdbezirk
»,Rangsdorfer See“ gemal § 7 Abs. 3 Landesjagdgesetz Brandenburg (LJagdGGGg) durch schriftliche Erklarung gegen-
Uber der zustandigen unteren Jagdbehoérde auf die Selbstandigkeit des Eigenjagdbezirkes zu verzichten.

Abstimmungsergebnis: 12/4/3

Vollmacht zur Beantragung einer Waldumwandlungsgenehmigung fiir Flur 5, Flurstiick 1 durch den Pachter
Beschluss-Nr.: 56

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlief3t, der Pachterin der ,Seeschanke® auf dem kommunalen Grundstick Flur
5, Flurstlck 1 eine Vollmacht zur Beantragung einer Waldumwandlungsgenehmigung fur die genutzte Flache zu erteilen.

Abstimmungsergebnis: 8/5/6
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Bewilligung einer Abstandsflachendienstbarkeit auf Flur 17, Flurstiick 33

Beschluss-Nr.: 57

Die Gemeindevertretung Rangsdorf stimmt der Bewilligung einer Abstandsflachendienstbarkeit von 3 m x 7,70 m geman
beiliegendem Lageplan auf dem kommunalen Flurstiick 33 der Flur 17 zu Gunsten des Flurstiickes 34 der Flur 17 zu.
Fur die Belastung und damit Wertminderung des Grundstilickes ist der Gemeinde jahrlich ein Ausgleich in Héhe von
70,00 EURO, eingetragen als Reallast, zu zahlen, wobei eine Wertsicherungsklausel in Anhangigkeit vom Verbraucher-

preisindex zu vereinbaren ist. Kosten werden nicht tibernommen; diese tragt der Begtinstigte.

Abstimmungsergebnis:

19/0/0

Personalangelegenheit - Verlangerung der Befristung eines Arbeitsverhiltnisses

Beschluss-Nr.: 58

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt, ein bis zum 29.02.2004 befristetes Arbeitsverhéltnis unverandert bis zum

31.12.2004 zu verlangern.

Abstimmungsergebnis:

Personalangelegenheit - Einstellung einer Erzieherin

Beschluss-Nr.: 59

19/0/0

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschlieRt die Einstellung einer Erzieherin befristet vom 01.02.2004 bis 31.08.2004

mit 20 Wochenstunden in der Kita ,\Waldhaus".

Abstimmungsergebnis:

19/0/0

In der 1. Hauptausschuss-Sitzung am 15.01.2004 wurde im nichtéffentlichen Teil der Sitzung zu fol-

gender Angelegenheit ein Beschluss gefasst:

Ankauf Flur 4, Flurstiick 798 in GroB Machnow als StraBenflache der GartenstraBe

Beschluss-Nr.: 1

Der Hauptausschuss Rangsdorf beschliet den Ankauf des Flurstiickes 798 der Flur 4 der Gemarkung Grof3 Machnow

als Bestandteil der StralRenflache der Gartenstralie.

Abstimmungsergebnis:

(Legende zu den Abstimmungsergebnissen:

Offentliche Bekanntmachung

- Verlust der Rechtsstellung als Vertreter in der Ge-
meindevertretung Rangsdorf mit Wirkung ab dem
18.12.2003 -

Infolge der Ernennung von
Herrn Klaus Rocher

zum hauptamtlichen Blrgermeister der Gemeinde Rangs-
dorf, ist mit der Aushandigung der Ernennungsurkunde ein
Inkompatibilitatstatbestand nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 des
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes (BbgkWahIG)
entstanden.
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6/0/0

Ja / Nein / Enthaltung)

Nach § 59 Absatz 1 Nr. 7 BbgKWahlIG verliert ein Vertreter
seinen Sitz, wenn er nicht innerhalb einer Frist von vier
Monaten ab der Inkompatibilitatsfeststellung die erforderli-
chen Nachweise fir die Beendigung des entgegenstehen-
den Dienstverhaltnisses beibringt.

Durch die schriftiche Erklarung des Betroffenen vom
17.12.2003 in der er ausdriicklich ausfiihrte, die erforderli-
chen Nachweise Uber die Beendigung des entgegenste-
henden Dienstverhaltnisses nicht beizubringen, wurde
gemal § 59 Absatz 3 letzter Satz BbgkWahIG der Verlust
der Rechtsstellung als Vertreter in der Gemeindevertretung

durch den Wahlleiter festgestellt und dem Betroffenen
mitgeteilt.



Amtsblatt

fiir die Gemeinde Rangsdorf/ 2. Jahrgang / Nr. 2 vom 27.02.2004

Durch das Ausscheiden des Vertreters wird die Rechts-
wirksamkeit seiner bisherigen Tatigkeit nicht berthrt.

Rangsdorf, den 05.01.2004

gez. Lamprecht
Wabhlleiter der Gemeinde Rangsdorf

Offentliche Bekanntmachung

- Verlust der Rechtsstellung als Vertreter im Ortsbeirat
des Ortsteiles GroR Machnow der Gemeinde Rangsdorf
mit Wirkung ab dem 18.12.2003 -

Infolge der Ernennung von
Herrn Klaus Rocher

zum hauptamtlichen Birgermeister der Gemeinde Rangs-
dorf, ist mit der Aushandigung der Ernennungsurkunde ein
Inkompatibilitatstatbestand nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 des
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes (BbgkWahIG)
entstanden.

Nach § 82a Absatz 2 i.V.m. 59 Absatz 1 Nr. 7 BbgKWahIG
verliert ein Vertreter seinen Sitz, wenn er nicht innerhalb
einer Frist von vier Monaten ab der Inkompatibilitatsfest-
stellung die erforderlichen Nachweise flr die Beendigung
des entgegenstehenden Dienstverhaltnisses beibringt.
Durch die schriftiche Erklarung des Betroffenen vom
17.12.2003 in der er ausdricklich ausfiihrte, die erforderli-
chen Nachweise (ber die Beendigung des entgegenste-
henden Dienstverhaltnisses nicht beizubringen, wurde
gemal § 59 Absatz 3 letzter Satz BbgkWahIG der Verlust
der Rechtsstellung als Vertreter im Ortsbeirat des Ortstei-
les Gro3 Machnow der Gemeinde Rangsdorf durch den
Wabhlleiter festgestellt und dem Betroffenen mitgeteilt.
Durch das Ausscheiden des Vertreters wird die Rechts-
wirksamkeit seiner bisherigen Tatigkeit nicht berihrt.

Rangsdorf, den 05.01.2004

gez. Lamprecht
Wahlleiter der Gemeinde Rangsdorf

Offentliche Bekanntmachung
- Ubergang der Rechtsstellung als Vertreter in der Ge-
meindevertretung Rangsdorf mit Wirkung ab dem
28.12.2003 -

Infolge der Feststellung des Verlustes der Rechtsstellung
von Herrn Klaus Rocher als Vertreter in der Gemeindever-
tretung Rangsdorf vom 18.12.2003, geht der Sitz auf die in
der Reihenfolge erste Ersatzperson des Wahlvorschlages
nach § 60 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Satz 1 des Brandenburgi-
schen Kommunalwahlgesetzes (BbgkWahIG) tber.

Die erste Ersatzperson des Wahlvorschlages mit der
hoéchsten Stimmenanzahl ist:

Herr Jan Mithimann-Skupien
Gemal § 60 Absatz 5 letzter Satz BbgKWahlG wurde der

Ubergang der Rechtsstellung als Vertreter der Gemeinde-
vertretung Rangsdorf durch den Wahlleiter festgestellt und
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dem Betroffenen mit Schreiben vom 18.12.2003 (Zustel-
lung 20.12.2003) mitgeteilt.

Da innerhalb der Wochenfrist nach § 51 Absatz 1
BbgKWahIG keine Erklarung von Herrn Mihlmann-Skupien
eingegangen ist, gilt die Wahl mit Beginn des folgenden
Tages als angenommen.

Rangsdorf, den 05.01.2004

gez. Lamprecht
Wabhlleiter der Gemeinde Rangsdorf

Offentliche Bekanntmachung

- Ubergang der Rechtsstellung als Vertreter im Ortsbei-
rat des Ortsteiles GroR Machnow der Gemeinde
Rangsdorf mit Wirkung ab dem 27.12.2003 -

Infolge der Feststellung des Verlustes der Rechtsstellung
von Herrn Klaus Rocher als Vertreter im Ortsbeirat des
Ortsteiles GroR Machnow der Gemeinde Rangsdorf vom
18.12.2003, geht der Sitz auf die in der Reihenfolge erste
Ersatzperson des Wahlvorschlages nach § 60 Abs. 3 Satz
2 i.V.m. Satz 1 des Brandenburgischen Kommunalwahlge-
setzes (BbgKWahlG) uber.

Die erste Ersatzperson des Wahlvorschlages mit der
héchsten Stimmenanzahl ist:

Herr Frank Kuhle

Gemal § 60 Absatz 5 letzter Satz BbgKWahlG wurde der
Ubergang der Rechtsstellung als Vertreter im Ortsbeirat
des Ortsteiles Gro3 Machnow der Gemeinde Rangsdorf
durch den Wabhlleiter festgestellt und dem Betroffenen mit
Schreiben vom 18.12.2003 (Zustellung am 19.12.2003)
mitgeteilt.

Da innerhalb der Wochenfrist nach § 51 Absatz 1
BbgKWahIG keine Erklarung von Herrn Kuhle eingegangen
ist, gilt die Wahl mit Beginn des folgenden Tages als ange-
nommen.

Rangsdorf, den 05.01.2004

gez. Lamprecht
Wahlleiter der Gemeinde Rangsdorf

2. Wahlbekanntmachung zur Stichwahl
des hauptamtlichen Biirgermeisters der Gemeinde
Rangsdorf,
am 16. November 2003
Bekanntmachung des Wahlleiters
vom 03.02.2004
- Wahlpriifungsentscheidung der Gemeindevertretung -

Die Gemeindevertretung Rangsdorf hat auf ihrer &ffentli-
chen Sitzung am Donnerstag, dem 29.01.2004 durch Be-
schluss die Giltigkeit der Wahl des hauptamtlichen Bir-
germeisters im Rahmen der Stichwahl vom 16.11.2003
gemal § 80 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) festgestellt.

Nach § 58 Abs. 2 BbgKWahIG ist gegen die Wahlpri-
fungsentscheidung der Gemeindevertretung, die Klage vor
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dem Verwaltungsgericht, innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe dieser Entscheidung zulassig.

gez. Lamprecht
Gemeindewahlleiter

7. Wahlbekanntmachung zur Wahl
der Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf am
26. Oktober 2003
Bekanntmachung des Wabhlleiters
vom 03.02.2004
- Wahlpriifungsentscheidung der Gemeindevertretung -

Die Gemeindevertretung Rangsdorf hat auf ihrer 6ffentli-

chen Sitzung am Donnerstag, dem 04.12.2003 durch Be-
schluss die Giiltigkeit der Wahl der Gemeindevertretung
vom 26.10.2003 gemaR §§ 56, 57 des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) festgestellt.
Nach § 58 Abs. 2 BbgKWahIG ist gegen die Wahlpri-
fungsentscheidung der Gemeindevertretung, die Klage vor
dem Verwaltungsgericht, innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe dieser Entscheidung zulassig.

gez. Lamprecht
Gemeindewahlleiter

8. Wahlbekanntmachung zur Wahl
des Ortsbeirats im Ortsteil GroR Machnow
am 26. Oktober 2003
Bekanntmachung des Wabhlleiters
vom 03.02.2004
- Wahlpriifungsentscheidung der Gemeindevertretung -

Die Gemeindevertretung Rangsdorf hat auf ihrer o&ffentli-
chen Sitzung am Donnerstag, dem 04.12.2003 durch Be-
schluss die Giiltigkeit der Wahl des Ortsbeirates im Ortsteil
Grof3 Machnow vom 26.10.2003 gemaf §§ 82g, 56, 57 des
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahIG)
festgestellt.

Nach § 58 Abs. 2 BbgKWahIG ist gegen die Wahlpri-
fungsentscheidung der Gemeindevertretung, die Klage vor
dem Verwaltungsgericht, innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe dieser Entscheidung zulassig.

gez. Lamprecht
Gemeindewahlleiter

Einladung
zur Mitgliederversammlung der Jagdgenossenschaft
Rangsdorf

am Do., den 26.02.2004, 19:00 Uhr im Beratungsraum der
Gemeindeverwaltung Rangsdorf, Ladestr. 6

Tagesordnung:
1. BegriBung und Feststellung der OrdnungsmaRigkeit
der Ladung
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2. Bericht des Vorstandes
- Kassenbericht
- Jagdpacht / bejagbare Flachen

- Auszahlung der Auskehransprtiche
- Beschluss Uber zukinftiges Verfahren bei der
Auszahlung der Auskehranspriiche
- Beschluss uber die Verwendung der nicht ausge-
kehrten Jagdpacht
3. Entlastung der bis einschl. 2002 handelnden Vor-
standschaft
4. Erweiterung der Vorstandschaft
- Aufnahme der von den Grundstiickseigentimern
von Klein Kienitz am 24.09.03 bestimmten Ver-
trauenspersonen
5. Information der Jagdgenossen Uber aktuelle Angele-
genheiten
6. Entwurf eines Haushaltsplanes fir
2004/2005
- Beschluss zum Haushaltsplan
7. Sonstiges

das Jagdjahr

Rangsdorf, den 30.01.2004

gez. Hans-Joachim Fetzer
Jagdvorsteher

Satzung fiir die Fischereigenossenschaft
»Rangsdorfer See“

§1
Name und Sitz der Fischereigenossenschaft

Die Fischereigenossenschaft fir den gemeinschaftlichen
Fischereibezirk der Gemarkung Rangdorf, Flure 1 und 4,
des Gewassers Rangsdorfer See, ist der Zusammen-
schluss der Fischereiberechtigten fir diesen Bezirk.
lhr Name ist ,Fischereigenossenschaft Rangsdorfer See*.
Sie hat Ihren Sitz in Rangsdorf.

§2
Mitglieder, Mitgliederverzeichnis, MaRstab der Teil-
nahme

1) Mitglieder der Fischereigenossenschaft sind die aus
dem Mitgliederverzeichnis ersichtlichen Fischereibe-
rechtigten.

(2) Das Teilnahmemall des einzelnen Mitglieds an
Nutzen und Lasten der Fischereigenossenschaft
sowie sein Stimmrecht richtet sich nach der im Mit-
gliederverzeichnis fir ihn angegebenen Gewasser-
flache, an der sein Fischereirecht besteht. Die Ge-
nossenschaftsversammlung kann mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der Mitglieder einen anderen MaR-
stab bestimmen.

3) Jedes Mitglied hat mindestens eine Stimme. Auf ein
Mitglied dirfen nicht mehr als zwei Flnftel aller
Stimmen entfallen. Steht ein Fischereirecht mehre-
ren Personen gemeinsam oder einer Gemeinschaft
mehrerer Personen zu, so kdnnen die darauf ent-
fallenden Stimmen nur von einem Vertreter und nur
einheitlich abgegeben werden.

(4) Den Ubergang eines Fischereirechts hat der Erwer-
ber dem Fischereigenossenschaftsvorstand zur Be-
richtigung des Verzeichnisses nach Abs. 2 unver-
ziglich nachzuweisen.
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®)

Das Verzeichnis kann von den Mitgliedern jederzeit
eingesehen werden.

§3

Organe der Fischereigenossenschaft

Organe der Fischereigenossenschaft sind die Genossen-
schaftsversammlung und der Vorstand.

(1)

)
@)

(1M

)

@)
4)

(1

)

@)

(4)

®)

(6)

§4

Vorstand
Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und bis
zu funf weiteren Mitgliedern, die volljahrig und ge-
schaftsfahig sein missen.
Fir den Vorsitzenden und jedes Mitglied des Vor-
standes ist ein Stellvertreter zu wahlen.
Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich
tatig.

§5
Wahl des Vorstandes

Der Vorsitzende und die Mitglieder des Vorstan-
des sowie deren Stellvertreter werden von der Ge-
nossenschaftsversammlung fur vier Jahre gewahlt.

Zur Wahl des Vorstandes bedarf des der Mehrheit
der Stimmrechte der in der Genossenschaftsver-
sammlung anwesenden oder vertretenen Mitglieder.
Wird die Mehrheit nicht erreicht, so ist unverziglich
ein neuer Wahlgang durchzufihren. In diesem Wahl-
gang ist gewahlt, wer die meisten Stimmrechte auf
sich vereinigt. Die Mitglieder eines aus mehreren Per-
sonen bestehenden Vorstandes sind einzeln und
nacheinander zu wahlen.
Nach zweimaligem unentschiedenem Wahlausgang
entscheidet ein vom Wabhlleiter zu ziehendes Los.
Scheidet ein Vorstandsmitglied oder sein Stellvertre-
ter vorzeitig aus, ist fur den Rest der Wahlperiode ein
Nachfolger zu wahlen.

§6

Sitzungen und Beschlussfassung des Vorstandes

Der Vorsitzende beruft den Vorstand schriftlich unter
Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von min-
destens sieben Tagen zur Sitzung ein. In Eilféllen
kann auch mundlich und mit kurzerer Frist geladen
werden.

Der Vorstand tritt zusammen, wenn die Geschéfts-
lage es erfordert, mindestens aber einmal halbjahr-
lich. Er muss einberufen werden, wenn ein Vor-
standsmitglied dies schriftlich unter Angabe des Be-
ratungsgegenstandes beantragt.

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn alle Mitglie-
der ordnungsgemaf geladen und mindestens ein
Mitglied und der Vorsitzende oder sein Stellvertreter
anwesend sind.

Der Vorstand fasst seine Beschlisse in offener
Abstimmung mit der einfachen Mehrheit der auf Ja
oder Nein lautenden Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Die Stellvertreter knnen an den Sitzungen des
Vorstandes beratend teilnehmen; sie sind zu den
Sitzungen einzuladen.

Uber die Beschliisse des Vorstandes ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden und ei-
nem weiteren Mitglied des Vorstandes zu unter-
zeichnen ist. Die Aufsichtsbehorde ist innerhalb ei-
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nes Monats Uber die Beschllisse des Vorstandes zu
unterrichten.

§7
Aufgaben des Vorstandes
Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich
und aufdergerichtlich. Er hat insbesondere:

1. das Mitgliederverzeichnis anzulegen und zu

fUhren,

2. Vertragsverhandlungen flr Fischereipachtver-

tréage zu fuhren,

3. den Haushaltsplan und die Jahresabschluss-

rechnung aufzustellen,

4. den Verteilungsplan tber den jahrlichen Rein-
ertrag der Fischereinutzung fir die Mitglieder
der
Genossenschaft aufzustellen,
die Liste Uber die von den Mitgliedern zu erhe-
benden Umlagen anzufertigen,

7. den Haushaltsplan auszufuihren,

8. die Geschéfts- und Kassenfiihrung zu Gberwa-

chen,

9. die Genossenschaftsversammlung einzuberu-

fen,

10. Uber seine Tatigkeit der Genossenschaftsver-
sammlung Bericht zu erstatten,

11. die Beschlusse der Mitgliederversammlung
vorzubereiten und auszufihren.

oo

Rechtsgeschaftliche Erklarungen, durch die die
Fischereigenossenschaft verpflichtet werden soll,
sind von zwei Vorstandsmitgliedern in der Weise
abzugeben, dass die Zeichnenden ihren Namen als
Unterschrift unter den der Fischereigenossenschaft
setzen.

§8
Genossenschaftsversammlung

Die Genossenschaftsversammlung ist vom Vorstand

mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Sie muss

unverzuglich einberufen werden, wenn dies von der
Aufsichtsbehérde oder von einer Anzahl von Mit-
gliedern, die mindestens Uber ein Flnftel der Stim-
men verfiigen, schriftlich, unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes verlangt wird. Alle Versamm-
lungen sind durch Bekanntmachung der Einladung
in dem Bekanntmachungsorgan der Gemeinde
Rangsdorf gemal ihrer Hauptsatzung unter Angabe
von Ort, Zeit und Tagesordnung mit einer Frist von
drei Wochen einzuberufen. Die Mitglieder der Fi-
schereigenossenschaft, deren Anschrift dem Vor-
stand bekannt ist, sind schriftlich unter Angabe der
Tagesordnung mit einer Frist von vierzehn Tagen
einzuladen.

Zu der Genossenschaftsversammlung ist die Auf-
sichtsbehorde schriftlich einzuladen.

In der Genossenschaftsversammlung kénnen sich
die Mitglieder durch volljahrige Bevollmachtigte ver-
treten lassen. Die Vollmacht bedarf der Schriftform.
Uber den wesentlichen Verlauf der Genossen-
schaftsversammlung ist eine Niederschrift anzuferti-
gen, die mindestens zu enthalten hat:
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1. Ortund Zeit der Versammlung,
die Teilnehmer oder Vertreter und den Umfang
inrer Stimmrechte,

3. die von der Genossenschaftsversammlung
gefassten Beschlisse,

4. die Antrage, Abstimmungs- und Wahlergeb-
nisse sowie Bekanntmachungen des Vorstan-
des.

(5) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und einem
Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen. Jedes
Mitglied kann Einsicht in die Niederschrift verlangen.
Die Aufsichtsbehorde ist innerhalb eines Monats u-
ber die Beschlisse der Genossenschaft zu unter-
richten.

(6) Die Genossenschaftsversammlung wird vom Vorsit-
zenden des Vorstandes geleitet Er kann sich in be-
grundeten Fallen vertreten lassen.

§9
Aufgaben der Genossenschaftsversammlung
(1) Die Genossenschaftsversammlung wahlt den Vor-
stand sowie dessen Vorsitzenden, die Stellvertreter
und den Rechnungspriifer.
(2) Die Genossenschaftsversammlung beschlief3t lber:
die Satzung und Anderungen der Satzung,
die Haushaltsplan,
die Entlastung des Vorstandes,
die Aufstellung des Hegeplanes,
den Abschluss von Fischereipachtvertragen in-
nerhalb des Fischereibezirkes,
die Verwendung von Uberschiissen sowie die
Erhebung der Umlagen,
die Bestellung eines Kassenfiihrers,
die Festsetzung der Aufwandsentschadigung fur
den Vorstand und den Kassenfiihrer und Rech-
nungsprifer,
9. die Beanstandung von Beschliissen des Vor-
standes.
(3) Aufgaben nach Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 6 kénnen durch
Beschluss dem Vorstand tbertragen werden.

SUEE

o

o~

§10
Beschlussfassung

(1) Die Genossenschaftsversammlung ist beschlussfa-
hig, wenn die Mitglieder ordnungsgemafl geladen
worden sind.

(2) Beschlisse der Genossenschaftsversammlung der
Fischereigenossenschaft bedirfen der Mehrheit der
anwesenden und vertretenen Mitglieder, die gleich-
zeitig die Mehrheit der Gewasserflache vertreten
mussen.

(3) Beschlusse der Genossenschaftsversammiung
werden in offener Abstimmung gefasst.

§11
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
Der Haushaltsplan enthalt die voraussichtlichen Einnah-
men und Ausgaben eines Haushaltsjahres. Haushaltsjahr
ist das Kalenderjahr. Der Haushaltsplan muss ausgegli-
chen sein. Zum Ende des Haushaltsjahres ist eine Jahres-
rechnung zu erstellen, die dem Rechnungsprifer zu Pri-
fung und der Genossenschaftsversammlung bis zum 1.
April des folgenden Jahre vorzulegen ist. Fur das Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungswesen einschlieBlich der
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Rechnungsprifung finden die Gemeinden des Landes
Brandenburg geltenden Vorschriften entsprechende An-
wendung.

§12
Verwendung von Uberschiissen

(1) Uber die Verwendung verbleibender Uberschiisse
entscheidet die Genossenschaftsversammlung.

(2) Die Einnahmen der Genossenschaft sind, soweit sie
nicht zur Erfillung der Aufgaben der Genossen-
schaft oder nach Mafigabe des Haushaltsplanes zur
Bildung von Ricklagen oder zu anderen Zwecken
zu verwenden sind, an die Mitglieder auszuschtten.
Sie sind bis zu ihrer Verwendung verzinslich anzu-
legen. Durch den Beschluss Uber die Bildung von
Ricklagen oder die anderweitige Verwendung der
Einnahmen wird der Anspruch des Genossen-
schaftsmitgliedes, das dem Beschluss nicht zuge-
stimmt hat, auf Auszahlung seines Anteils am Rein-
ertrag nicht beruhrt. Der Anspruch erlischt, wenn er
nicht binnen eines Monats nach der Beschlussfas-
sung schriftlich erhoben wird.

§13
Umlagen
(1)  Von den Mitgliedern der Genossenschaft diirfen
Umlagen nur erhoben werden, wenn und soweit dies

zum Ausgleich des Haushaltsplanes notwendig ist.
(2)  Umlagen, deren Einzahlung nicht fristgerecht erfolgt,

werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben.

§14
Auflésung und Abwicklung der Fischereigenossen-
schaft

(1) Wird ein gemeinschaftlicher Fischereibezirk durch
die zustandige Fischereibehérde aufgehoben, ist die
Genossenschaft aufgeldst. Die Genossenschaft gilt
nach ihrer Auflésung jedoch als fortbestehend, so-
weit der Zweck der Abwicklung dies erfordert.

(2) Die Abwicklung erfolgt durch den Vorstand. Die
Genossenschaftsversammlung beschlief3t innerhalb
eines Jahres nach Auflésung der Genossenschaft
Uber die Verwendung des verbleibenden Vermo-
gens. Wird innerhalb dieser Frist kein Beschluss
getroffen, richtet sich die Verteilung des Vermdgens
nach dem im § 2 geregelten Teilnahmemalf} des
Mitglieds. Die Aufsichtsbehérde kann die Frist ver-
langern, wenn der Abschluss der Abwicklung aus
zwingenden Griinden innerhalb der Frist nicht mog-
lich ist.

§15
Bekanntmachungen

(1) Die Satzung oder Anderungen der Satzung der
Fischereigenossenschaft sind durch Veroffentli-
chung sind dem Bekanntmachungsorgan der Ge-
meinde Rangsdorf gemaf ihrer Hauptsatzung be-
kannt zu machen.

(2) Sonstige Bekanntmachungen sind ortsiiblich vorzu-
nehmen.

§16
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Inkrafttreten der Satzung
Die Satzung wurde von der Genossenschaftsversammlung
am 03.12.2003 beschlossen.
Sie tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Name der ,Fischereigenossenschaft Rangsdorfer See”

Unterschriften der Mitglieder des Genossenschaftsverban-
des:

Genehmigung durch die Fischereibehdérde:
des Landkreises Teltow-Flaming
gem. § 25 Abs. 2 BbgFischG

Ort, Datum, Unterschrift

1. Anderung der Geschiftsordnung
der Gemeindevertretung Rangsdorf
vom 20.11.2003

Die Gemeindevertretung Rangsdorf hat auf Grund des § 35
Abs. 2 Nr. 2 der Gemeindeordnung fiir das Land Branden-
burg (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.
Oktober 2001 (GVBI. | S. 154), zuletzt geandert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Juni 2003 (GVBI. I S. 172) in
ihrer Sitzung am 29. Januar 2004 folgende 1. Anderung der
Geschaftsordnung vom 20. November 2003 beschlossen:

1. Der § 4 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:
,Die Einwohnerfragestunde findet zu Beginn der 6f-
fentlichen Sitzung der Gemeindevertretung statt. Sie
soll 20 Minuten nicht Uberschreiten.”

2. Der § 4 Absatz 2 Satz 2 erhalt folgende Fassung:
.Der Fragesteller erhalt grundsatzlich eine schriftliche
Antwort innerhalb von 14 Tagen, insoweit die Anfrage
nicht innerhalb der Sitzung ausreichend beantwortet
werden kann.*

3. Der § 19 — Verfahren in den Ausschissen — erhalt
folgende Fassung:
»(1) Fur Geschéftsgang und Verfahren der Ausschis-
se gelten die Vorschriften des |. Abschnittes sinnge-
man, insoweit die nachstehenden Regelungen dem
nicht entgegenstehen oder durch Beschluss der Ge-
meindevertretung ein anderes bestimmt wird.
(2) Entgegen der Regelung im § 4 Absatz 1 und § 6
Absatz 2 findet die Einwohnerfragestunde zum Ende
der offentlichen Sitzung des jeweils tagenden Aus-
schusses statt.
(3) Die Niederschriften werden durch die Gemeinde-
verwaltung allen Mitgliedern der Gemeindevertretung
tbersandt.”

4. Entsprechend der Anderung des § 4 Absatz 1 erfolgt
die Anderung des § 6 Absatz 2 wie folgt:
,Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grund-
satzlich in folgender Reihenfolge durchzuflihren:
a) Eréffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-

nungsmafigkeit der Ladung, der Anwesenheit
und der Beschlussfahigkeit;
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b) Vorstellung der Tagesordnung, Behandlung von
Anderungsantragen zur Tagesordnung und Be-
schlussfassung zur Tagesordnung;

c) Bericht des Birgermeisters;

d) Behandlung von Anfragen der Gemeindevertreter

e) Einwohnerfragestunde

f)  Beschlussfassung uber eventuelle Einwande ge-
gen die Niederschrift Uber den o6ffentlichen Teil
der letzten Sitzung;

g) Behandlung der Tagesordnungspunkte des of-
fentlichen Teils der Sitzung;

h) Ende des offentlichen Teils;

i) Beschlussfassung uber eventuelle Einwande ge-
gen die Niederschrift Gber den nichtoffentlichen
Teil der letzten Sitzung;

j)  Behandlung der Tagesordnungspunkte
nichtoffentlichen Teils der Sitzung;

k) SchlieBung der Sitzung.”

des

Die 1. Anderung zur Geschéftsordnung tritt mit ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Rangsdorf, den 03.02.2004

gez. Klaus Rocher
Birgermeister

Siegel

Ordnungsbehordliche Verordnung der Gemeinde
Rangsdorf zur Regelung der Grundstiicksnummerie-
rung vom 04. Februar 2004

Aufgrund des § 5 der Gemeindeordnung fiir das Land
Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.
Oktober 2001 (GVBI. | S. 154) geandert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 18. Dezember 2001 (GVBI. | S. 298)zuletzt
geandert durch Art. 4 des Gesetzes zur Entlastung der
Kommunen von pflichtigen Aufgaben vom 4.Juni 2003
(GVBI. | S. 172) in Verbindung mit den §§ 24 und 26 Abs. 1
und 3 des Gesetzes lber Aufgaben und Befugnisse der
Ordnungsbehoérden (Ordnungsbehérdengesetz — OBG) in
der Fassung vom 21. August 1996 (GVBI. | S. 266), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 19. Dezember 2000 (GVBI. |
S. 179) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangs-
dorf in ihrer Sitzung am 29.Januar 2004 folgende Ord-
nungsbehdrdliche Verordnung erlassen:

§1
Raumlicher Geltungsbereich
Diese Ordnungsbehdrdliche Verordnung gilt im Gebiet der
Gemeinde Rangsdorf.

§2
Zweck der Verordnung

Zweck der Verordnung ist die Verpflichtung der Grund-
stiickseigentiimer, Erbbauberechtigten und der Nutzer im
Sinne von § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes, ihre
Grundstiicke gemall § 126 Abs. 3 des Baugesetzbuches
mit der von der Gemeinde Rangsdorf festgesetzten Num-
mer zu versehen. Die Verpflichtung umfasst auch die Neu-
nummerierung.

§3

Grundstiicksnummern
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(1) Jeder Eigentumer, Erbbauberechtigte und Nutzer
im Sinne von § 2 ist verpflichtet, sein Grundstiick,
mit der von der Gemeinde Rangsdorf festgesetz-
ten Nummer zu versehen.

(2) Die Nummer muss von der Strale zu sehen sein
und lesbar erhalten werden.
(3) Die Nummer ist unmittelbar neben dem Eingang in

einer H6he von 7 m bis 2 m Uber dem Erdboden
anzubringen. Bei mehreren Hauseingangen ist je-
der Eingang mit der Nummer zu versehen. Liegt
der Haupteingang nicht an der Stralenseite, so ist
die Nummer an der zur StralRe gelegenen Haus-

wand oder Einfriedung des Grundstiicks, und zwar
an der dem Haupteingang nachst liegenden
Hausecke anzubringen. Ist ein Vorgarten vorhan-
den, der das Wohngebaude zur Stralle hin ver-
deckt oder die Nummer nicht erkennen lasst, so ist
sie an der Einfriedung neben der Eingangstiir zu
befestigen.

(4) Nach der Umnummerierung eines Grundstiickes
darf die alte Nummer wahrend einer Ubergangs-
zeit von einem Jahr nicht entfernt werden. Sie ist
mit roter Farbe so durchzustreichen, dass sie noch
lesbar ist.

§4
Ordnungswidrigkeiten

(1) Vorsatzliches oder fahrlassiges Zuwiderhandeln
gegen die Bestimmungen dieser Verordnung stellt
eine Ordnungswidrigkeit dar und kann nach dem
Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar
1987 (BGBI. | S. 602), zuletzt geandert durch Ge-
setz vom 22. August 2002 (BGBI. | S. 3387), be-
richtigt am 6. September 2002 (BGBI. | S. 3516)
mit einer Geldbul’e geahndet werden. Fir die Ho6-
he der Geldbule ist § 17 OWiG maRgebend.

(2) Zustandige Verwaltungsbehérde im Sinne von §
36 Abs. 1 Nr. 1 OWIG ist der Burgermeister.
§5
Schlussbestimmungen
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem

Tage ihrer Verkiindung in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Ordnungsbehdordli-
che Verordnung zur Regelung uber die Haus-
nummerierung vom 06.November 2002 aufller
Kraft.

Rangsdorf, den 04. Februar 2004

gez. Klaus Rocher
Burgermeister

Geschiftsordnung
fir den Ortsbeirat GroB Machnow der Gemeinde
Rangsdorf

Der Ortsbeirat Gro® Machnow hat in entsprechender An-
wendung des § 35 Abs. 2 Nr. 2 der Gemeindeordnung flr
das Land Brandenburg (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. | S. 154), zuletzt
geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Juni 2003

(GVBI. | S. 172) in seiner Sitzung am 25. November 2003
folgende Geschaftsordnung beschlossen:

§1
Einberufung des Ortsbeirates
(§42 GO)

(1) Der Ortsbiurgermeister beruft die Sitzung des Ortsbei-
rates ein. Die Ladungsfrist betragt 7 Tage. Die in Satz
2 genannte Frist ist gewahrt, wenn den Mitgliedern
des Ortsbeirates die Einladung zu der Sitzung spa-
testens am siebenten Tag vor der Sitzung zugeht.

(2) Der schriftichen Ladung sind auRer der Tagesord-
nung die Beschlussvorlagen zu den einzelnen Tages-

ordnungspunkten beizufligen. Diese kénnen bis zum
Sitzungstage nachgereicht werden, wenn die Um-
stdnde eine Verteilung zusammen mit der Einladung
nicht zulassen.

§2
Tagesordnung des Ortsbeirates

(1) Der Ortsbirgermeister setzt die Tagesordnung sowie
die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte im Be-
nehmen mit dem Burgermeister fest.

(2) Bei Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden,
kann die Tagesordnung in der Sitzung durch Be-
schluss geandert werden. § 43 Abs. 3 GO ist zu be-
achten.

(3) In die Tagesordnung der nachsten Sitzung sind die
Vorschlage von mindestens einem Mitglied des Orts-
beirates aufzunehmen, wenn sie mindestens bis zum
Ablauf des 5. Tages vor Beginn der Ladungsfrist nach
§ 1 Abs. 1 dem Ortsbiirgermeister oder dem Biirger-
meister vorgelegt worden sind. Bei Nichteinhaltung
der Frist sind die Vorschlage in die Tagesordnung der
folgenden Sitzung aufzunehmen. Auf Verlangen des
Blrgermeisters ist ein bestimmter Beratungsgegens-
tand auf die Tagesordnung zu setzen.

§3
Offentlichkeit der Sitzungen
(1) Die Sitzungen des Ortsbeirates sind o6ffentlich. Die
Offentlichkeit ist ausgeschlossen, wenn (iberwiegen-
de Belange des o6ffentlichen Wohls oder berechtigte
Interessen Einzelner es erfordern. Nahe-
res regelt die Hauptsatzung.
(2) An den Sitzungen des Ortsbeirates kdnnen Zuhorer
nach MaRRgabe der vorhandenen Platze teilnehmen.
(38) Zuhdrer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen
oder sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dirfen

die Beratung nicht stéren und keine Zeichen des Bei-
falls oder Missfallens geben.

§4
Einwohnerfragestunde, Beteiligung von
Betroffenen und Sachverstindigen

(1) Die Einwohnerfragestunde findet zum Beginn der
offentlichen Sitzung des Ortsbeirates statt. Sie soll
zehn Minuten nicht Gberschreiten.

(2) Alle Fragen, Vorschlage und Anregungen der Biirger
sollen kurz und sachlich sein. Der Vorsitzende kann
Wortmeldungen zuriick weisen, die erkennbar eine
personliche Darstellung allgemeiner Art sind und sich
nicht auf die Beratungsgegensténde der Sitzung be-
ziehen. In der Sitzung nicht beantwortete Fragen sind
spatestens in der nachsten o&ffentlichen Sitzung des
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Ortsbeirates zu beantworten, sofern dies zwischen-
zeitlich nicht schriftlich erfolgt ist.

Beschlie3t der Ortsbeirat, Einwohner, die vom Ge-
genstand der Beratung betroffen sind oder Sachver-
standige zu horen, ist die Anhérung zu beenden, be-
vor Beratung und Abstimmung Uber den Gegenstand
beginnen.

§5
Kontrolle der Verwaltung, Anfragen
Der Birgermeister informiert den Ortsbeirat zu jeder
ordentlichen Sitzung Uber alle wesentlichen Angele-
genheiten, die den Ortsteil betreffen.
Anfragen der Mitglieder des Ortsbeirates an den
Ortsburgermeister und an den Burgermeister, die

Uber die Tagesordnung hinausgehen und die in der
Sitzung des Ortsbeirates beantwortet werden sollen,
missen schriftlich, kurz und sachlich abgefasst sein.
Sie sind spatestens am zweiten des der Sitzung vo-
rausgehenden Arbeitstages bis 8.00 Uhr beim Bur-
germeister einzureichen und werden in der Sitzung
beantwortet. Der Anfragende kann eine Zusatzfrage
stellen. Ist die Beantwortung wegen der Kiirze der
Zeit nicht moglich, ist die Anfrage in der folgenden
Sitzung oder schriftlich zu beantworten.

§6
Sitzungsablauf

Der Ortsblrgermeister eréffnet, leitet und schlief3t die

Sitzung der Gemeindevertretung. In den Sitzungen

handhabt er die Ordnung und Ubt das Hausrecht aus.

Im Falle seiner Verhinderung tritt sein Vertreter an

seine Stelle.

Die Sitzungen des Ortsbeirates sind grundsatzlich in

folgender Reihenfolge durchzufiihren:

a) Erdffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-
nungsmafigkeit der Ladung, der Anwesenheit und
der Beschlussfahigkeit;

b) Vorstellung der Tagesordnung, Behandlung von
Anderungsantragen zur Tagesordnung und Be-
schlussfassung zur Tagesordnung;

1) Bericht des Birgermeisters;

m) Behandlung von Anfragen der Mitglieder des
Ortsbeirates

e) Einwohnerfragestunde;

f) Beschlussfassung Uber eventuelle Einwande ge-
gen die Niederschrift ber den 6ffentlichen Teil der
letzten Sitzung;

g) Behandlung der Tagesordnungspunkte des offent-
lichen Teils der Sitzung;

h) Ende des o6ffentlichen Teils;

i) Beschlussfassung Uber eventuelle Einwande ge-
gen die Niederschrift Gber den nichtéffentlichen
Teil der letzten Sitzung;

j) Behandlung der Tagesordnungspunkte des nicht-
offentlichen Teils der Sitzung;

k) Schliefung der Sitzung.

§7
Geschiftsordnungsantrage

Der Vorsitzende kann die Sitzung des Ortsbeirates
unterbrechen. Die Unterbrechung soll nicht Ianger als
15 Minuten dauern. Zur Geschéaftsordnung kénnen
jederzeit von jedem Mitglied und jeder Fraktion der
Gemeindevertretung Antrage gestellt werden. Hierzu
gehdren insbesondere:
1. Antrag auf Abstimmung
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2.  Antrag auf Verweisen eines Tagesordnungs-
punktes in den nichtoffentlichen Teil
3. Antrag auf Unterbrechung bzw. Vertagung der

Sitzung

4.  Antrag auf Anderung und Ergéanzung der Tages-
ordnung

5. Antrag auf Ubergang zum néchsten Tagesord-
nungspunkt

Antrag auf Schluss der Aussprache

Antrag auf Schluss der Wortmeldungen

Antrag auf Vertagung eines Tagesordnungs-
punktes

9. Antrag auf Verweisung oder Zurlickweisung an
einen Ausschuss oder in die

Verwaltung

N

10. Antrag auf Riicknahme eines Antrages durch den

Antragsteller.

(2) Antrage zur Geschaftsordnung missen sofort zur
Aussprache und zur Beschlussfassung gestellt wer
den.

(3) Bei Annahme eines Antrages auf Ubergang zum

nachsten Punkt der Tagesordnung gilt der Tagesord-
nungspunkt ohne Abstimmung als erledigt. Wird der
Antrag abgelehnt, so darf er im Laufe der Verhand-
lungen zu diesem Punkt nicht wiederholt werden.
Bei Annahme eines Antrages auf Schluss der Aus-
sprache kommen weitere Redner nicht mehr zu Wort,
auch nicht die bereits auf der Liste stehenden Redner.
Uber einen Antrag auf Schluss der Wortmeldungen
wird nach Verlesen der Rednerliste abgestimmt. Wird
der Antrag angenommen, werden keine Redner mehr
vorgemerkt. Die bereits auf der Liste stehenden Red-
ner dirfen jedoch noch sprechen.

(4) Ausfiihrungen zur Geschaftsordnung dirfen nicht
langer als 3 Minuten dauern und sich nur auf die ge-
schaftsordnungsmaRige Behandlung des Verhand-
lungsgegenstandes, nicht jedoch auf die Sache selbst
beziehen.

(5) Ist eine Sitzung deutlich tGiber 22.00 Uhr hinaus abzu-
sehen, entscheidet der Ortsblirgermeister rechtzeitig
Uber die weitere Beratung der nicht behandelten Ta-
gesordnungspunkte. Nicht aufschiebbare Tagesord-
nungspunkte sind zu behandeln. Tagesordnungs-
punkte, die nach § 2 Abs. 3 eingereicht wurden, kon-
nen nur mit Zustimmung der Vorschlagenden abge-
setzt werden.

§8
Antrage zur Sache
Zur Herbeiflhrung einer Entscheidung des Ortsbeirates in
der Sache ist jedes Mitglied des Ortsbeirates berechtigt, fir
jeden Punkt der Tagesordnung Antrdge zu stellen. Die
Antrage missen einen abstimmungsfahigen, schriftlichen
Beschlussentwurf enthalten. Gleiches gilt fir Ausschisse,
sofern sie den Tagesordnungspunkt vorberaten haben.

§9
Redeordnung

(1) Reden darf nur, wer vom Vorsitzenden das Wort er-
halten hat. Wortmeldungen erfolgen durch Handzei-
chen.

(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort nach der Reihenfolge
der Wortmeldungen, soweit nicht mit Zustimmung des
Redeberechtigten hiervon abgewichen wird. Das Wort
zur Geschaftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf
sich nur auf den in der Beratung befindlichen Tages
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ordnungspunkt beziehen. Es darf dadurch kein Spre-
cher unterbrochen werden.

Der Biirgermeister hat auch auf3erhalb der Reihenfol-
ge der Wortmeldungen Rederecht zur Sache. Er kann
das Rederecht auch fiir anwesende Beschaftigte der
Gemeindeverwaltung geltend machen.

§10
Sitzungsleitung
Der Vorsitzende kann Redner, die vom Verhand-
lungsgegenstand abweichen, zur Sache rufen.
Ist ein Mitglied des Ortsbeirates in einer Sitzung drei-
mal zur Sache gerufen worden, so kann der Vorsit-
zende ihm das Wort entziehen und darf es ihm dann
zum selben Gegenstand nicht wieder erteilen.

Der Vorsitzende kann ein Mitglied des Ortsbeirates
zur Ordnung rufen, wenn sein Verhalten den ord-
nungsgemalen Ablauf der Sitzung stort. Ist ein Mit-
glied in einer Sitzung der dreimal zur Ordnung geru-
fen worden, kann ihm der Vorsitzende fiir die Dauer
der Sitzung das Wort entziehen oder ihn des Raumes
verweisen.

§11

Abstimmungen
Grundsatzlich wird offen durch Handzeichen abge-
stimmt. Auf Verlangen von mindestens einem Mitglied
des Ortsbeirates ist namentlich abzustimmen. Wird
auf Antrag nach § 47 Abs. 2 Satz 3 GO geheime Ab-
stimmung verlangt, hat diese Vorrang vor der na-
mentlichen Abstimmung. Auf Verlangen ist vor jeder
Abstimmung der Antrag zu verlesen. Bei der offenen
Abstimmung stellt der Vorsitzende die Anzahl der
Mitglieder fest, die
a) dem Antrag zustimmen
b) den Antrag ablehnen
c) sich der Stimme enthalten.
Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Ab-
stimmung angezweifelt, so muss die offene Abstim-
mung vor Behandlung des nachsten Tagesordnungs-
punktes wiederholt werden. Bei der geheimen Ab-
stimmung wird das Abstimmungsergebnis durch den
Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied des Ortbeira-
tes festgestellt und vom Vorsitzenden bekannt gege-
ben.
Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Anderungs- und
Ergénzungsantrage vor, wird zuerst ber den Antrag
abgestimmt, der von dem Antrag der Sitzungsvorlage
am weitesten abweicht. Bei Anderungs- und Ergan-
zungsantragen mit finanziellen Auswirkungen hat der
den Vorrang, der Mehrausgaben oder Mindereinnah-
men bewirkt. In Zweifelsfallen entscheidet der Vorsit-
zende.
Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenommen
wurde, ist Uber einzelne Teile der Vorlage bzw. des
Antrages gesondert abzustimmen.
Antrage zur Geschéaftsordnung haben jederzeit den
Vorrang und missen vor Sachantragen erledigt wer-
den.

§12
Wahlen
Zur Vorbereitung und Durchfihrung von Wahlen wird
jeweils ein Mitglied des Ortsbeirates bestimmt.
Es sind aulerlich gleiche Stimmzettel zu verwenden.
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie nur
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noch mit einem Kreuz mit demselben Schreibgerat zu
kennzeichnen sind. Bei weiterer Beschriftung, Ges-
taltung und fehlender Kennzeichnung des Stimmzet-
tels ist die Stimme ungiltig.

Die Stimmabgabe ist in einer Wahlkabine oder raum-
lich so abgegrenzt vorzunehmen, dass das Wahige-
heimnis gewahrt ist. Ein einheitliches Schreibgerat ist
zu verwenden.

Das nach Abs. 1 bestimmte Mitglied gibt das festge-
stellte Ergebnis der Wahl bekannt.

§13
Niederschrift
Die Niederschrift wird durch einen Beschéaftigten der
Gemeindeverwaltung gefertigt, der vom Birgermeis-
ter bestimmt wird.

Die Sitzungsniederschrift muss enthalten:

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung

b) Namen der anwesenden und fehlenden Mitglie-
der der Gemeindevertretung

c) das vorzeitige Verlassen bzw. verspatete Er-
scheinen von Gemeindevertretern

d) Namen der anwesenden Beschéftigten der Ge-
meindeverwaltung und anderer zugelassener
Personen

e) Feststellung der Ordnungsmafigkeit der Einla-
dung

f)  Feststellung der Beschlussfahigkeit

g) Anfragen

h)  Tagesordnung

i)  Wortlaut mit Namen der Antragsteller, den we-
sentlichen Inhalt der Beratung, die Beschlisse
und Ergebnisse der Abstimmungen

j)  Sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung

k)  Ausschluss und Wiederherstellung der Offent-
lichkeit.

Angelegenheiten, die in nichtoffentlicher Sitzung be-

handelt wurden, sind gesondert niederzuschreiben.

Die Sitzungsniederschrift ist spatestens mit der Einla-

dung zur nachsten Sitzung zuzuleiten.

Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und einem

weiteren Mitglied des Ortsbeirates, das wahrend der

gesamten Sitzung anwesend war, zu unterzeichnen.

Dieses Mitglied wird zu Beginn der Sitzung in der Re-

gel nach der alphabetischen Reihenfolge bestimmt.

Soweit nicht im Einzelfall aus Griinden des offentli-

chen Wohles oder zur Wahrung von Rechten Dritter

etwas anderes beschlossen wird, wird die Offentlich-

keit gemaR § 49 Abs. 5 GO (ber den wesentlichen

Inhalt der Beschlisse der Gemeindevertretung unter-

richtet. Die Bekanntmachungsform richtet sich nach

der Hauptsatzung.

§14

Abweichungen von der Geschiftsordnung
Der Ortsbeirat kann einstimmig fiir den Einzelfall
Abweichungen von der Geschéaftsordnung beschlie-
Ren, sofern die Gemeindeordnung dies zulasst.
Treten wahrend einer Sitzung des Ortsbeirates Zwei-
fel Uber die Auslegung der Geschaftsordnung auf,
entscheidet der Ortsbeirat mit einfacher Mehrheit.

§15
Beschliisse und Beschlussbuch
Alle vom Ortsbeirat gefassten Beschliisse - mit Aus-
nahme von Beschliissen zur Geschaftsordnung - er-
halten eine Drucksachennummer und werden in ein
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Beschlussbuch eingetragen. Beschlisse von 6ffentli-
chen Sitzungen kdnnen von den Biirgern eingesehen
werden.

(2) Der Birgermeister hat dem Ortsbeirat in kurzer
schriftlicher Darstellung zum 30. Juni und zum 31.
Dezember jeden Jahres uber die Ausflihrung seiner
Beschlisse zu berichten.

§16
Anfragen und Beschwerden

(1) Alle Anfragen und Beschwerden von Einwohnern an
den Ortsbeirat werden unverziglich dem Birger-
meister zugeleitet. Dabei werden anonyme Anfragen
registriert, aber nicht behandelt.

(2) Der Burgermeister hat die Anfrage oder Beschwerde
unverziglich zu behandeln und dem Ortsbeirat in

dessen nachster Sitzung uUber das Ergebnis bzw. den
Bearbeitungsstand zu berichten.

(3) Der Einreicher von Anfragen bzw. Beschwerden ist
innerhalb von 4 Wochen nach Eingang vom Stand
bzw. dem Ergebnis schriftlich zu unterrichten.

§17
Inkrafttreten
Die Geschéftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch
den Ortsbeirat in Kraft.

Rangsdorf, Ortsteil Gro3 Machnow, den 25. November
2003

gez. Gertraud Rocher
Ortsbirgermeisterin als
Vorsitzende des
Ortsbeirates

gez. Bernd Hohlstein
Burgermeister mit der
Wahrnehmung der
Geschafte beauftragt

Satzung
der Gemeinde Rangsdorf liber Erlaubnisse und Gebiih-
ren fiir Sondernutzung an 6ffentlichen Straen
(Sondernutzungssatzung)
vom 05. Dezember 2003

Aufgrund der §§ 5 und 35 Abs. 2 Ziff. 10 der Gemeinde-
ordnung fiir das Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 ( GVBI. | S. 154),
zuletzt geéndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 04. Juni
2003 (GVBI. S. 172) und der §§ 1, 2, 4, 6 und 12 des
Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Brandenburg —
KAG in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juni
1999 (GBVI. I, S. 231), zuletzt geandert durch Artikel 10
des Gesetzes vom 04. Juni 2003 (GVBI. I, S. 172) in Ver-
bindung mit §§ 18 bis 24 des Brandenburgischen Stralen-
gesetzes ( BbgStrG ) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 10. Juni 1999 ( GVBI. | S. 211 ), zuletzt gedndert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10.Juli 2002 (GVBI. I, S.
73) hat die Gemeindevertretung Rangsdorf in ihrer Sitzung
am 04. Dezember 2003 folgende Satzung beschlossen:

§1
Sachlicher Geltungsbereich
(1) Diese Satzung gilt fur alle Gemeindestralen ( ein-
schlieRlich Wege und Platze ) sowie fir Ortsdurch-
fahrten im Zuge von Bundes- und Kreisstralen in der
Gemeinde Rangsdorf.
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(2) StraBen im Sinne dieser Satzung sind diejenigen Stra-
Ren, Wege und Platze, die dem offentlichen Verkehr
gewidmet sind ( offentliche Verkehrsflachen ). Zu den
StralRen im Sinne des Abs. 1 gehoren die in § 2 Abs. 2
BbgStrG genannten Bestandteile des Stralenkdrpers,
der Luftraum Uber dem StralRenkérper, das Zubehdr
und die Nebenanlagen.

§2
Erlaubnisbediirftige Sondernutzungen
Vorbehaltlich der §§ 3, 4 und 5 dieser Satzung bedarf die
Benutzung der StrafRen (iber den Gemeingebrauch hinaus
als Sondernutzung der Erlaubnis der Gemeinde. Die Be-
nutzung ist erst zulassig, wenn die Erlaubnis erteilt ist.

§3
StraBenanliegergebrauch
Die Benutzung der Strafl3e liber den Gemeingebrauch hin-
aus bedarf innerhalb der geschlossenen Ortslage keiner

Erlaubnis, soweit sie fiir Zwecke des Grundstlicks erforder-
lich ist und den Gemeinbedarf nicht dauernd ausschlief3t
oder erheblich beeintrachtigt oder in den StralRenkorper
eingreift (Straenanliegergebrauch).

§4
Erlaubnisfreie Sondernutzungen
(1) Nachfolgend aufgeflihrter Sondernutzungen bedurfen
keiner Erlaubnis: gez. Hohlstein

a) bauaufsichtlich genehmigte Bauteile, z. B. Ge-
baudesockel, Gesimse, Balkone, Erker, Ein-
gangsstufen, Sonnenschutzdacher (Markisen),
Fensterbanke, Vordacher, Kellerlichtschachte,
Aufzugsschachte fir Waren und Abfall- und
Wertstoffbehalter in Gehwegen,

b) Werbeanlagen an der Statte der Leistung, die
nicht mehr als 0,30 m in den Gehweg hineinra-
gen, in einer Hoéhe von mehr als 2,50 m Uber
dem Gehweg angebracht sind sowie einen Ab-
stand von mindestens 0,75 m vom Fahrbahn-
rand haben,

c) Werbeanlagen und Warenauslagen, die nur vo-
ribergehend (tage- und stundenweise) an der
Statte der Leistung ohne feste Verbindung mit
einer baulichen Anlage oder dem Boden ange-
bracht oder aufgestellt werden und nicht mehr
als 0,50 m in den Gehweg hineinragen, bei ei-
ner verbleibenden Gehwegmindestbreite von
1,50 m,

d) das Be- und Entladen von Fahrzeugen aller Art
mittels ausgelegter Schlauche oder anderer
Hilfsmittel

e) die Ausschmickung von Straf3en- und Hauser-
fronten fiir Feiern, Feste, Umzlige und &hnliche
Veranstaltungen zur Pflege des Brauchtums
sowie fir kirchliche Prozessionen und von ge-
meinnutzigen Vereinen des Ortes

(2) Nach Abs. 1 erlaubnisfreie Sondernutzungen kénnen
eingeschrankt oder untersagt werden, wenn Belange
der offentlichen Sicherheit und Ordnung des Verkehrs
sowie Belange des Strallenbaues dies erfordern.

§5

Sonstige Nutzung
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Die Einrdumung von Rechten zur Benutzung des Eigen-
tums der Straf’en richtet sich nach birgerlichem Recht,
wenn sie den Gemeingebrauch nicht beeintrachtigt, wobei
eine vorlbergehende Beeintrachtigung fiir Zwecke der
offentlichen Versorgung oder der Entsorgung auf’er Be-
tracht bleiben.

§6
Erlaubnisantrag

(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird auf Antrag erteilt.
Dieser ist schriftlich, mindestens eine Woche vor der
beabsichtigten Ausiibung der Sondernutzung, mit An-
gaben uber Ort, Art Umfang und Dauer der Sonder-
nutzung bei der Gemeindeverwaltung Rangsdorf zu
stellen.

(2) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung oder
Gefahrdung des Verkehrs oder eine Beschadigung der
offentlichen Verkehrsflachen oder die Gefahr einer

solchen Beschadigung verbunden, so muss der Antrag
Angaben daruber enthalten, in welcher Weise den Er-
fordernissen der Sicherheit und Ordnung sowie des
Schutzes der Verkehrsanlagen Rechnung getragen
wird.

§7
Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird personengebunden auf Zeit mit
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt. Sie
kann mit Bedingungen versehen und mit Auflagen ver-
bunden werden, wenn dies flir die Sicherheit oder
Ordnung des Verkehrs oder zum Schutz der Stralie
erforderlich ist.

(2) Der Erlaubnisnehmer kann sich zur Auslbung der
Sondernutzung Dritter bedienen. In diesem Fall hat er
sich deren Verhalten uneingeschrankt zurechnen zu
lassen. Er ist fur die Einhaltung der Erlaubnis verant-
wortlich. Erlaubnisnehmer im Zusammenhang mit
Baumaflnahmen, ohne Ricksicht auf deren Art und
Umfang, ist grundsatzlich der Bauherr oder Grund-
stlickseigentimer oder der von ihm bevollmachtigte
Hauptauftragnehmer.

(3) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die im Zusam-
menhang mit der Sondernutzung von ihm errichteten
Anlagen sowie in Anspruch genommenen Flachen und
Anlagen in ordnungsgemafiem und verkehrssicherem
Zustand zu erhalten. Er haftet flir Schaden, die der
Gemeinde oder Dritten im Zusammenhang mit der
ausgetibten Sondernutzung entstehen. Von etwaigen
Ersatzanspruchen Dritter hat er die Gemeinde freizu-
stellen. Die Gemeinde kann gegebenenfalls vom Er-
laubnisnehmer einen entsprechenden Versicherungs-
nachweis fordern.

(4) Nach Beendigung der Sondernutzung sind die erstell-
ten Anlagen und Einrichtungen zu entfernen, die be-
anspruchte Flache ist in einem ordnungsgemalem
Zustand zu versetzen. Aus der Sondernutzung ent-
standene Schaden sind der Gemeinde unmittelbar an-
zuzeigen und durch den Erlaubnisnehmer zu beseiti-
gen.

(5) Auf Transparenten, Schildern, Plakaten und ahnlich
deutlich sichtbaren Informationstragern ist der von der
Gemeinde bei der Erteilung der Erlaubnis tbergebene
Aufkleber mit anzubringen.

§8

Gebiihren
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(1) Fdur erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden Ge-
blhren nach MalRgabe des in der Anlage zu dieser
Satzung enthaltenen Geblihrentarifs erhoben. Ist die
Gebuhr niedriger als die im Tarif festgesetzte Mindest-
gebihr, so wird die Mindestgebuhr erhoben.

(2) Das Recht der Gemeinde, nach § 18 Abs. 5 BbgStrG
Kostenersatz sowie Vorschiisse und Sicherheiten zu
verlangen, wird durch die nach dem Tarif bestehende
Gebihrenpflicht oder Gebulhrenfreiheit fir Sondemut-
zungen nicht beruhrt.

§9
Gebiihrenschuldner
(1) Gebihrenschuldner sind:
a) der Antragsteller
b) der Erlaubnisnehmer
c) wer die Sondernutzung austibt oder in seinem
Interesse ausliben lasst.

(2) Mehrere Gebulhrenschuldner haften als Gesamt-

schuldner.

§10
Entstehung der Gebiihrenpflicht und Falligkeit
(1) Die Gebuhrenpflicht entsteht:
a) mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis
b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn
der Nutzung.
(2) Die Gebihren werden zwei Wochen nach der Be-
kanntgabe des Gebuhrenbescheides an den Gebuh-
renschuldner fallig.

§11
Gebiihrenerstattung

(1) Wird eine auf Zeit genehmigte Sondernutzung vorzei-
tig aufgegeben, so besteht kein Anspruch auf Erstat-
tung entrichteter Gebuhren.

(2) Im voraus entrichtete Gebihren werden anteilmafig
erstattet, wenn die Gemeinde eine Sondernutzungs-
erlaubnis aus Grunden widerruft, die nicht vom Gebuh-
renschuldner zu vertreten sind.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlas-
sig entgegen § 18 Abs. 1 BbgStrG in Verbindung mit
§§ 2 und 7 der vorliegenden Satzung eine &ffentliche
Strale ohne Erlaubnis benutzt oder die Vorgaben des
§ 7 Abs. 5 nicht beachtet.

(2) VerstoRRe gegen die Vorschriften dieser Satzung kén-
nen mit einer Geldbuf3e bis zur Hohe des im § 47 Abs.
2 BbgStrG bestimmten Betrages geahndet werden.

§13
Inkrafttreten
Diese Satzung ftritt am Tage nach der Offentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung Uber Erlaubnisse und Gebiih-
ren fir Sondernutzung an offentlichen Straflen der Ge-
meinde Rangsdorf vom 14. November 2002 auRer Kraft.

Rangsdorf, den 05.12.2003
gez. Hohlstein

mit der Wahrnehmung der
Geschafte des Biirgermeisters beauftragt
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Anlage zur Sondernutzungssatzung der Gemeinde

Rangsdorf vom 05. Dezember 2003

Gebiihrentarif (zu § 8 Abs. 1)

A

1.

B.

Allgemeine Bestimmungen

Die nach diesem Gebihrentarif ermittelten Gebuh-
ren werden jeweils auf volle
0,50 € abgerundet, betragen jedoch mindestens
5,00 €.

Beim Nachweis der Gemeinnitzigkeit durch den
Sondernutzungsnehmer wird wenn die Sondernut-
zung gemeinnutzigen Zwecken dient, nur die Min-
destgebuhr erhoben.

Die beanspruchte Verkehrsflache wird definiert als
die Flache, die durch die jeweilige Nutzung belegt
ist, einschlieBlich 1 m Umgriff um die belegte Nut-
zung.

Bemisst sich die Geblhr nach der in Anspruch ge-
nommenen Verkehrsflache, so sind angefangene m
bzw. m voll zu berechnen.

Bei jahrlicher Sondernutzungsgebihr betragt die
monatliche bzw. tagliche Gebihr 1/12 bzw. 1/360
der vorgeschriebenen Gebihr. Bei monatlicher Son-
dernutzungsgebiihr ergibt sich der Tagessatz aus
1/30 der vorgeschriebenen Gebdihr.

Die Geblihren unter Buchstabe B Punkte 9, 13, 14,
15 werden ab dritten Tag der Sondernutzung erho-
ben.

Gebiihren

Handel, Gewerbe und Veranstaltungen

1.

Feste Verkaufsstande, Imbissstande, Kioske u. a.
a) bei ausschlieBlichem Vertrieb von
Tabakwaren und Zeitungen je m?
beanspruchte Verkehrsflache tagl.
b) sofern anders als unter a) genannte
Waren feilgeboten werden, je m?
beanspruchte Verkehrsflache tagl. 1,50 €
Betrieb von Stralenhandelsstellen jeglicher
Art und Zeitungsentnahmegeraten je m?
beanspruchte Verkehrsflache tagl.
Aufstellen und Auslegen von Waren aller
Art mit Verkauf unmittelbar von der
Strafe aus je m? beanspruchte
Verkehrsflache tagl.
Informationsstande je m? beanspruchte
Verkehrsflache tagl.
Weihnachtsbaumhandel je m? bean-
spruchte Verkehrsflache tagl.
Aufstellen von Tischen und Sitzgelegen-
heiten
a) zur Durchfuhrung von Veranstaltungen
je m? beanspruchte Verkehrsflache tagl.
b) zu gewerblichen Zwecken je m?
beanspruchte Verkehrsflache tagl.
StraRenkunst ( Pflastermalerel Scheren-
schnitte Pantomime u.a. ) je m? bean-
spruchte Verkehrsflache tagl.

1,00 €

3,00 €

0,50 €
0,50 €

0,50 €

0,50 €

0,50 €

0,50 €

Verschiedenes und Baumalnahmen

8.

Aufstellen von Fahrradstandern

mit Werbetragern je angefangenen m?
Werbeflache

Einrichten eines Bewachungsdienstes

jahrl. 23,00 €
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10.

1.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

PO

fur Kraftfahrzeuge und Fahrrader

je m? beanspruchte Verkehrsflache monatl.
Werbeanlagen ( Firmenschilder,
Reklameschilder, u.a. ), die entweder

mit baulichen Anlagen verbunden

oder bauliche Anlagen sind und tber
offentlichen Strallenraum, soweit sie

die MaRRe gem. § 4 der Sondernutzungs—
satzung Uberschreiten je m? bean-
spruchte Verkehrsflache
Warenautomaten, Vitrinen,
Schaukasten je m? beanspruchte
Verkehrsflache

Anbringen und Aufstellen Werbe-
tragern aller Art, (Transparenten,
Schildern, Plakatstandern u.a.)
soweit der Gemeingebrauch beein-
trachtigt wird:

- bei vorlibergehender Werbung

1,00 €

monatl. 8,00 €

monatl. 5,00 €

unter 10 m? Werbeflache
je m? Werbeflache tagl.
- bei vorubergehender Werbung
uber 10 m? Werbeflache
je m? Werbeflache tagl.
- bei Dauerwerbung flr bestimmte
Produkte je m? Werbeflache
- bei Dauerwerbung an der Statte der
Leistung bzw. im Zusammenhang mit
einer solchen je m? Werbeflache
Aufstellen von Bauzaunen, Bauunter-
kiinften SOWIe die Lagerung von Bau-
stoffen je m? beanspruchte Verkehrs-
flache tagl.
Aufstellen von Gerusten und Bau-
maschinen je m? beanspruchte
Verkehrsflache tagl.
Aufstellen von Containern bis 5 m*
Inhalt je Contalner tagl.
und Gber 5 m* Inhalt je Container tagl.
a) Nutzung der Stralle wahrend des
Einbaus von Anlagen, Kanélen und
Leistungen, soweit sie nicht der &ffent-
lichen Versorgung dienen,
je angefangene 100 Ifd. m
b) jede sonstige Art des Aufbruchs
des StrafLenkorpers

0,50 €

1,00 €

jahrl. 60,00 €

jahrl. 23,00 €

1,00 €
1,00 €

1,50 €
3,00 €

monatl. 16,00 €

je m? Verkehrsflache tagl. 1,00 €
Gleisanlagen je angefangene

100 Ifd. m Gleis monatl. 8,00 €
Sondernutzungen, die nicht unter

vorstehenden Tarifstellen aufgefihrt

sind monatl. 5,00 €
bis 500,00 €

Gebiihrenbefreiung

Aufstellen von Fahrradstandern ohne Werbetrager
Pflanzkiibel und Pflanztroge

Sammelcontainer fiir gemeinnitzige Zwecke
Leitungen der 6ffentlichen Versorgung im Sinne (

Uber- oder unterirdisch )

Satzung

der Gemeinde Rangsdorf iiber die StraBenreinigung

vom 05.Dezember 2003
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Aufgrund der §§ 5 und 35 Abs. 2 Nr. 10 der Gemeindeord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Okto-
ber 2001 (GVBI. S. 154), zuletzt gedndert durch Art. 4 des
Gesetzes vom 4. Juni 2003 (GVBI. | S. 172) in Verbindung
mit § 49 a Abs. 5 und 6 des Brandenburgischen Stralen-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.
Juni 1999 (GVBI. | S. 211) geéndert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 10. Juli 2002 (GVBI. | S. 62), hat die Ge-
meindevertretung der Gemeinde Rangsdorf in ihrer Sitzung
am 4. Dezember 2003 folgende Satzung beschlossen:

(1M

)

@)

(4)

®)

(1)

§1
Allgemeines
Die in geschlossener Ortslage gelegenen offentli-
chen Stralen sind zu reinigen. Offentliche Stra-
Ren sind solche, die dem offentlichen Verkehr
dienen oder nach dem Brandenburgischen Stra-
Rengesetz gewidmet sind.

Die Reinigung der offentlichen Straen, Wege und
Platze betreibt die Gemeinde als 6ffentliche Ein-
richtung, soweit die Reinigung nicht nach § 3 auf
die Grundstlckseigentimer Ubertragen ist.

Die Reinigungspflicht umfasst die Reinigung der
Fahrbahnen und der Gehwege. Zur Fahrbahn ge-
héren auch Radwege, Parkstreifen, Bushalte-
buchten und Wartehallen. Gehwege sind alle
StralRenteile, deren Benutzung fir FuRganger vor-
gesehen oder geboten ist. Als Gehwege gelten
auch die gemeinsamen Rad- und Gehwege nach
§ 41 Abs. 2 der StralRenverkehrsordnung (Zeichen
240). Zu den zu reinigenden Flachen im Sinne
dieser Satzung gehdren auch befestigte und un-
befestigte Seitenstreifen, Grinstreifen, Mulden,
Bdschungen sowie Treppen und sonstige Anla-
gen, die die Verbindung zwischen Anlieger-
grundstiicken und Strale bzw. Gehweg herstel-
len.

Auf o6ffentliche Straen ragender Bewuchs bis zu
einer Hoéhe von 250 m der anliegenden
Grundstuicke ist unter Beachtung des Branden-
burgischen Naturschutzgesetzes zu entfernen.

Zur Reinigung gehért auch die Winterwartung.
Diese umfasst das Schneerdumen und das Streu-
en auf den Gehwegen und Radwegen, Fuflgan-
gerschutz- und -Uberwegen und unbeschadet von
§ 2 Abs. 4 an verkehrswichtigen und geféahrlichen
Stellen auf den Fahrbahnen bei Schnee- und Eis-
glatte.

§2

Art und Umfang der Reinigungspflicht

Fahrbahnen und Gehwege sind bei Bedarf, Fahr-
bahnen mindestens 14-tdgig, Gehwege einmal
wdchentlich bis spatestens 19:00 Uhr zu saubern.
Hierzu gehért auch das Entfernen von Schmutz,
Unkraut, Laub und Unrat. Belastigende Staubent-
wicklung ist zu vermeiden. Kehricht und sonstiger
Unrat sind nach Beendigung der Sauberung un-
verziiglich aus dem offentlichen Stralenraum zu
entfernen. Er darf weder in der Stralenrinne, den
Baumscheiben, anderen Entwasserungsanlagen,
offenen Abzugsgraben oder sonstigen 6ffentlichen
Einrichtungen und Anlagen zugefihrt werden.
Wahrend der Vegetationsperiode sind die vorhan-
denen Rasenflachen kurz zu halten. Der Rasen ist
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dann kurz, wenn er eine H6he von 10 cm nicht G-
berschreitet.

Im Rahmen der Winterwartung sind die Gehwege
in einer erforderlichen Breite von 1,50 m von
Schnee und Eis frei zu halten. Ist ein Gehweg als
selbststandige Teileinrichtung einer Strale nicht
vorhanden, so gilt auf jeder Stralenseite der
Grin- oder Seitenstreifen in einer Breite von 1,50
m entlang der Fahrbahn als Gehweg. Sind nach
der ortlichen Situation Fahrbahn und Gehweg in
ihren Ausmaflen nicht erkennbar, so gilt ein
Streifen von 1,50 m entlang der an die Stralle an-
grenzenden Grundstliicke als Gehweg. Auf Geh-
wegen ist bei Eis- und Schneeglatte zu streuen,
wobei die Verwendung von Salz oder sonstigen
auftauenden Stoffen grundséatzlich verboten ist,
dies gilt nicht

1. in besonderen klimatischen Ausnahmeféllen

(z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von

abstumpfenden Mitteln keine hinreichende
Streuwirkung zu erzielen ist.

2. an besonders gefahrlichen Stellen der Geh-
wege, wie z.B. Treppen, Rampen, Briicke-
nauf- oder -abgangen, starken Gefall- bzw.
Steigungsstrecken.

Baumscheiben und begriinte Flachen dirfen nicht

mit Salz oder sonstigen auftauenden Materialien

bestreut werden. Auch ist es unzuldssig, mit salz-
haltigen oder auftauenden Mitteln durchsetzen

Schnee auf Baumscheiben abzulagern.

In der Zeit von 7:00 Uhr - 20:00 Uhr gefallener

Schnee und entstandene Glatte sind unverziglich

den Fahrbahnen an verkehrswichtigen und ge-

fahrlichen Stellen und auf den Gehwegen und

Radwegen zu beseitigen. Nach 20:00 Uhr gefalle-

ner Schnee und entstandene Glatte sind auf den

Gehwegen und an verkehrswichtigen und gefahr-

lichen Stallen auf den Fahrbahnen werktags bis

7:00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9:00 Uhr des fol-

genden Tages zu beseitigen. Als verkehrswichtige

und gefahrliche Stellen im vorstehenden Sinne
gelten folgende StralRen in ihrem gesamten Ver-
lauf:

1. in Rangsdorf

Ahornstralle im Abschnitt zwischen Unter den Ei-
chen und Waldhéhe

Am Stadtweg im Abschnitt zwischen Kienitzer
Stralle und der Kindertagesstatte

Bergstralle

Birkenallee

Clara-Zetkin-Stralle im Abschnitt zwischen Goe-
thestralle und Mihlenweg

Fichtestralle

Fontaneweg im Abschnitt zwischen Fichtestralle
und Mihlenweg

Friedensallee

GartenstraBe im Abschnitt zwischen Muihlenweg
und Tannenweg

Goethestralle

GroRmachnower Allee

GroRmachnower Stralte

Herweghring zwischen Hochwaldpromenade und
Winterfeldallee nérdlich der Gro3machnower
Stralle
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Hochwaldpromenade

Kienitzer Stralle ohne die Seitenarme
Langobardenstralte zwischen Grenzweg und
Sachsenkorso

Muhlenweg

Normannenallee zwischen Grenzweg und Sach-
senkorso

Puschkinstralle

Sachsenkorso

Seebadallee

Spessartweg

Tannenweg im Abschnitt zwischen Clara-Zetkin-
StralRe und Waldhéhe

Teutonenring

Thomas-Miintzer-Weg

Waldhohe

Walther-Rathenau-Stralle

Winterfeldallee zwischen nérdlichem Herweghring
und Grofimachnower Strale
Zabelsbergpromenade

2. im bewohnten Gemeindeteil Klein Kienitz

a) HochstralRe
b) DorfstralRe

Im Ortsteil Grof3 Machnow erstreckt sich die Win-
terwartung im Sinne von § 1 Abs. 5 auf alle 6ffent-
lichen Straflen.

An Haltestellen fur 6ffentliche Verkehrsmittel oder
fur Schulbusse mussen die Gehwege so von
Schnee freigehalten und bei Glatte gestreut wer-
den, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang fir die
Fahrgaste gewahrleistet ist.

Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn gren-
zenden Teil des Gehweges oder, wo dies nicht
maoglich ist, auf dem Fahrbahnrand so zu lagern,
dass der FuBganger- und Fahrverkehr hierdurch
nicht mehr als unvermeidbar gefédhrdet oder be-
hindert wird.

Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende
Verpflichtung des Verursachers, auliergewdhnli-
che Verunreinigungen unverziglich zu beseitigen,
bleibt unberihrt.

§3

Ubertragung der Reinigungspflicht
Die Reinigung der Gehwege, Radwege, Grin-
streifen, Mulden sowie der befestigten und unbe-
festigten Seitenstreifen und die Winterwartung der
Gehwege und Radwege wird den Eigentiimern
der an sie angrenzenden und erschlossenen
Grundstlicke auferlegt.
Die Reinigung der Fahrbahnen wird unbeschadet
von Abs. 3 den Eigentimern der an sie angren-
zenden und durch sie erschlossenen Grundstiicke
auferlegt. Hierzu gehort nicht die Winterwartung
sowie die Reinigung der Bushaltebuchten und
Wartehallen. Sind die Grundstiickseigentiimer
beider Stralenseiten reinigungspflichtig, so er-
streckt sich die Reinigung jeweils bis zur Stra-
Renmitte.
Von der Ubertragung der Reinigung der Fahrbah-
nen nach MaRRgabe des Abs. 2 sind die Dorfstrale
ohne die Seitenarme (Dorfaue) und die Mittenwal-
der StralBe im Ortsteil Gro3 Machnow sowie die
Dorfstrafle im bewohnten Gemeindeteil Klein Kie-
nitz ausgenommen.
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Besteht fuir das Grundstuick ein Erbbaurecht oder
ein Nutzungsrecht fiir die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes genannten natirli-
chen oder juristischen Personen des privaten oder
offentlichen Rechts, so tritt an die Stelle des
Grundstiickseigentimers der Erbbauberechtigte
oder Nutzungsberechtigte. Bei ungeklarten Ei-
gentumsverhaltnissen nimmt derjenige die Pflich-
ten des Eigentimers wahr, der die tatsachliche
Sachherrschaft Uber das Grundstiick ausubt.

Auf Antrag desjenigen, der nach den vorstehen-
den Vorschriften zur Reinigung verpflichtet ist,
kann an dessen Stelle ein anderer durch schriftli-
che Erklarung mit Zustimmung der Gemeinde die
Reinigungspflicht GUbernehmen.

Soweit vorstehend keine Festlegungen Uber die
Ubertragung der Reinigungspflicht getroffen sind,
verbleibt die Reinigungspflicht bei der Gemeinde.

§4
Begriff des Grundstiickes

Grundstick im Sinne dieser Satzung ist, unab-
hangig von der Eintragung im Liegenschaftska-
taster und im Grundbuch, jeder zusammenhan-
gende Grundbesitz, der eine im ortsliblichen Sin-
ne selbststandige wirtschaftliche Einheit bildet.
Erschlossen ist ein Grundstiick dann, wenn seine
wirtschaftliche oder verkehrliche Nutzung durch
die StralRe insbesondere durch einen Zugang oder
eine Zufahrt moglich ist. Das gilt in der Regel
auch, wenn das Grundstliick durch Anlagen wie
Graben, Boéschungen, Grinanlagen, Mauern, We-
ge oder in ahnlicher Weise von der Stralle ge-
trennt ist.

§5
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder

fahrlassig
1. seiner Reinigungspflicht nach § 3 nicht nach-
kommt

2. gegen ein Ge- oder Verbot nach § 2 verstoRt.
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe
bis zu der in § 17 des Gesetzes Uber Ordnungs-
widrigkeiten (OwiG) genannten Hohe geahndet
werden.

Fir das Verfahren gelten die Vorschriften des
OwiG in der jeweils glltigen Fassung.

Zustandige Behoérde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr.
1 OwiG ist der Birgermeister.

§6
Schlussbestimmungen
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen

Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Stralenreinigungssatzung der
Gemeinde Rangsdorf vom 14. November 2002,
geandert am 1. August 2003, aul3er Kraft.

Rangsdorf, den 05. Dezember 2003

gez. Hohlstein
mit der Wahrnehmung der
Geschafte des Biirgermeisters beauftragt
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Friedhofsordnung
der Gemeinde Rangsdorf fiir den Ortsteil
GroR Machnow
und den bewohnten Gemeindeteil Klein Kienitz
vom 05. Dezember 2003

Aufgrund der §§ 5 und 35 Abs. 2 Ziff. 10 der Gemeinde-
ordnung fir das Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 ( GVBI. | S. 154),
zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 04. Juni
2003 (GVBI. S. 172) und des § 34 des Brandenburgischen
Bestattungsgesetzes vom 07.November 2001 ( GVBI |
S.226 ) hat die Gemeindevertretung Rangsdorf in ihrer
Sitzung am 04. Dezember 2003 folgende Friedhofsordnung
beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich
Diese Friedhofsordnung gilt fir die im Gebiet der Gemein-
de Rangsdorf gelegenen und von ihr verwalteten Friedhofe:

im Ortsteil Grol3 Machnow und im bewohnten Gemeindeteil
Klein Kienitz.

§2
Friedhofszweck

(1) Der Friedhof ist eine Einrichtung, die den Verstor-
benen als wirdige Ruhestatte und der Pflege ih-
res Andenkens gewidmet ist.

(2) Der Friedhof ist nichtrechtsfahige Anstalt der Ge-
meinde.

(3) Der Friedhof dient der Bestattung aller Personen,
die bei ihrem Ableben Einwohner der Gemeinde
Rangsdorf waren oder deren Angehdrige
1.Grades. Die Bestattung anderer Personen be-
darf der vorherigen Zustimmung der Gemeinde.

§3
SchlieBung und Entwidmung

(1) Der Friedhof, die Friedhofsteile und einzelne
Grabstatten kdénnen aus wichtigem offentlichem
Interesse geschlossen oder entwidmet werden.
Durch SchlieBung wird die Mdglichkeit weiterer
Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwid-
mung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als
offentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die
Absicht der SchlieBung, so werden keine Nut-
zungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt.

(2) Die Absicht der SchlieBung, die Schliefung selbst
und die Entwidmung sind jeweils offentlich be-
kannt zu machen.

3) Die Gemeinde kann die SchlieBung verfiigen,
wenn keine Rechte auf Bestattung entgegenste-
hen.

(4) Die Gemeinde kann die Entwidmung verfiigen,
wenn alle Nutzungsrechte und Ruhefristen abge-
laufen sind.

(5) Soweit zur SchlieBung und Entwidmung Nut-
zungsrechte aufgehoben oder im Einvernehmen
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mit den Berechtigten abgeldst werden sollen, sind
unter ersatzweiser Einraumung entsprechender
Rechte auch Umbettungen ohne Kosten flir den
Nutzungsberechtigten mdglich.

II. Ordnungsvorschriften

§4
Offnungszeiten

(1) Der Friedhof ist taglich von Sonnenaufgang bis
Sonnenuntergang flir Besucher gedffnet.
Die Offnungszeiten sind am Friedhofseingang auf
einer Tafel, gemeinsam mit der Friedhofsordnung,
bekannt zu geben.

(2) Die Gemeinde kann aus besonderem Anlass das
Betreten des Friedhofs oder einzelner Fried-
hofsteile voriibergehend untersagen.

§5
Verhalten auf dem Friedhof
(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Wirde des
Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnun-
gen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.
(2) Kinder unter 10 Jahren dirfen den Friedhof nur in
Begleitung Erwachsener betreten.
3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befah-
ren, ausgenommen Kinderwagen, Rollstuhle
sowie Fahrzeuge der fur den Friedhof zuge-

lassenen Gewerbetreibenden und der Ge-
meinde,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste
anzubieten oder diesbezliglich zu werben,

c) an Sonn- und Feiertagen und wahrend einer
Bestattung Arbeiten auszufiihren,

d) ohne schriftichen Auftrag der Angehdrigen
gewerbsmaRig zu fotografieren,

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen
Drucksachen, die im Rahmen der Bestat-
tungsfeier notwendig und ublich sind,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen und
Anlagen zu verunreinigen oder zu beschadi-
gen, Einfriedungen und Hecken zu Uberstei-
gen und Rasenflachen (soweit sie nicht als
Wege dienen), Grabstatten und Grabeinfas-
sungen zu betreten,

g) Abraum und Abfalle aulRerhalb der dafiir be-
stimmten Stellen abzulagern,

h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blinden-

hunde,
i) zuldrmen und zu spielen.
(4) Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit

sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ord-
nung auf ihm vereinbar sind.

§6
Gewerbliche Betdtigung auf dem Friedhof
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gartner, Bestattungsunter-
nehmer und sonstige Gewerbetreibende bedirfen
fur Tatigkeiten auf dem Friedhof der vorherigen
Zulassung durch die Gemeinde, die gleichzeitig
den Umfang der Tatigkeiten festlegt.
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Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die

a) in fachlicher, betrieblicher und persoénlicher
Hinsicht zuverlassig sind und

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die
Meisterprifung abgelegt haben oder in der
Handwerksrolle eingetragen sind. Die Ge-
meinde kann hiervon Ausnahmen zulassen,
soweit dies mit dem Zweck dieser Friedhofs-
ordnung vereinbar ist.

Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben fir

ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis

auszustellen. Die Zulassung und der Bedienste-

tenausweis sind dem aufsichtsberechtigten Per-

sonal der Gemeinde auf Verlangen vorzuzeigen.

Die Zulassung ist alle 5 Jahre zu erneuern.

Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten

haben die Friedhofsordnung und die dazu ergan-

genen Regelungen zu beachten. Die Gewerbe-

treibenden haften fiir alle Schaden, die sie oder ih-

re Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Ta-

tigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof durfen nur
montags bis freitags innerhalb der Offnungszeiten
ausgefihrt werden. Die Arbeiten sind eine halbe
Stunde vor Ablauf der Offnungszeiten des Fried-
hofes, vor Feiertagen spatestens um 13:00 Uhr zu
beenden. Die Gemeinde kann Verlangerungen der
Arbeitszeiten zulassen.

Die fiir die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und
Materialien dirfen auf dem Friedhof nur voriber-
gehend und nur an Stellen gelagert werden, an
denen sie nicht behindern. Bei Beendigung oder
bei Unterbrechung der Tagesarbeiten sind die Ar-
beits- und die Lagerplatze wieder in den friiheren
Zustand zu bringen. Die Gewerbetreibenden diir-
fen auf den Friedhofen keinerlei Abraum ablagern.
Gewerbliche Gerate durfen nicht an oder in den
Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt
werden.

Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mah-
nungen gegen die Vorschriften der Abs.3 bis 6
verstolRen oder bei denen die Voraussetzungen
des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gege-
ben sind, kann die Gemeinde die Zulassung auf
Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid
entziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstol
ist eine Mahnung entbehrlich.

I1l. Bestattungsvorschriften

§7
Allgemeines

Bestattungen sind unverziglich nach Beurkun-
dung des Sterbefalls bei der Gemeinde anzumel-
den. Der Anmeldung sind die erforderlichen Un-
terlagen beizufligen. Wird eine Beisetzung in einer
vorher erworbenen Grabstatte beantragt, ist auch
das Nutzungsrecht nachzuweisen.

Die Gemeinde setzt Ort oder Zeit der Bestattung
fest. Die Bestattungen erfolgen regelmaRig an
Werktagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so
kann die Bestattung auch am zweiten Feiertag
stattfinden.

§8
Siarge
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Die Sarge missen festgefligt und so abgedichtet
sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit
ausgeschlossen ist. Sarge, Sargausstattungen
und Sargabdichtungen diirfen nicht aus Kunststoff
oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen
hergestellt sein.

Die Séarge durfen hochstens 2,10 m lang, 0,65 m
hoch und im Mittelmall 0,65 m breit sein. Sind in
Ausnahmefallen groRere Sarge erforderlich, sind
diese bei der Anmeldung der Bestattung zu bean-
tragen.

§9
Ausheben der Graber

Die Graber werden durch das jeweilige Bestat-
tungsinstitut nach vorheriger Zustimmung der
Gemeinde ausgehoben und wieder verfiillt.

Die Tiefe der einzelnen Graber betragt von der
Erdoberflache (ohne Hugel) bis zur Oberkante des
Sarges mindestens 1,10 m, bis zur Oberkante der
Urne mindestens 0,50 m.

Die Gréaber fur die Erdbestattungen missen von-
einander durch mindestens 0,30 m starke Erd-
wande getrennt sein.

§10
Ruhezeit

Die Ruhezeit ist die Zeit, in der ein Grab nicht neu belegt
werden darf.

Die Ruhezeit fiur Erdbestattungen betrdgt 20 Jahre, fir
Urnenbestattungen 15 Jahre.
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§11
Umbettung

Die Ruhe von Toten darf grundsatzlich nicht ge-
stort werden.

Umbettungen von Leichen und Aschen bedrfen,
unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vor-
schriften, der vorherigen Zustimmung der Ge-
meinde. Die Zustimmung kann nur bei Vorliegen
eines wichtigen Grundes erteilt werden.

Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Lei-
chen- und Aschereste kdnnen nur mit vorheriger
Zustimmung der Gemeinde in belegte Grabstatten
umgebettet werden.
Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antrags-
berechtigt ist bei Umbettung der jeweilige Nut-
zungsberechtigte der Grabstatte. Mit dem Antrag
ist die Urkunde zum Erwerb des Nutzungsrechtes
einer Grabstatte vorzulegen. In den Fallen des §
23 Abs. 3 konnen Leichen oder Aschen, deren
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts we-
gen in andere Grabstatten umgebettet werden.
Alle Umbettungen werden von einem Bestattungs-
institut durchgefiihrt. Es bestimmt den Zeitpunkt
der Umbettung.

Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von
Schaden, die an benachbarten Grabstatten und
Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der
Antragsteller zu tragen.

Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird
durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder
gehemmt.

Leichen und Aschen dirfen zu anderen als zu
Umbettungszwecken nur aufgrund behdérdlicher o
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der richterlicher Anordnungen ausgegraben wer-
den.

IV. Grabstitten

§12
Allgemeines
Die Grabstéatten bleiben Eigentum des Friedhofs-
eigentimers. An ihnen kénnen Rechte nur nach
dieser Friedhofsordnung erworben werden.
Die Grabstatten werden unterschieden in
a) Grabstatten fiir Erdbestattungen (Einzelgrab,
Doppelgrab)
b) Grabstatten fur Urnenbestattungen (von bis
zu 4 Urnen)
c) Urnengréaber im anonymen Grabfeld
d) Ehrengrabstatten
Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder
Wiedererwerb von Nutzungsrechten an einer der
Lage nach bestimmten Grabstatten oder auf Un-
veranderlich der Umgebung.

§13
Grabstatten und ihre Nutzungsrechte
Nutzungsrechte flir Grabstatten werden auf Antrag
einzeln oder zu mehreren fir Erdbestattungen auf die

Dauer von 25 Jahren, fir Urnenbestattungen fir die
Dauer von 20 Jahren verliehen. Der Wiedererwerb
eines Nutzungsrechtes ist ebenso mdglich, wie die
Verlangerung des Nutzungsrechtes einer Grabstatte.
Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhe-
zeit die Nutzungszeit nicht ibersteigt oder ein Nut-
zungsrecht mindestens fiir die Zeit bis zum Ablauf der

Ruhezeit fur die gesamte Grabstatte wieder erworben
wurde.
Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der falligen
Gebuhr und Aushandigung der Urkunde zum Erwerb
des Nutzungsrechtes einer Grabstatte.
Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweili-
ge Nutzungsberechtigte 6 Monate vorher schriftlich,
falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen
Aufwand zu ermitteln ist, durch eine O6ffentliche Be-
kanntmachung und durch einen Hinweis auf der
Grabstatte aufmerksam gemacht.
Ein vorzeitiger Verzicht auf das Nutzungsrecht ist nur
maoglich, wenn die Ruhezeit abgelaufen ist. Ein An-
spruch auf Ruckerstattung gezahlter Geldleistungen
besteht nicht. Bei vorzeitigem Verzicht auf das Nut-
zungsrecht sowie Ablauf des Nutzungsrechtes ist die
Grabstatte vom Nutzungsberechtigten zu berdumen
und vorhandene Grabmale und Einfassungen zu
entfernen.
Schon bei der Erteilung der Urkunde zum Erwerb des
Nutzungsrechtes soll der Erwerber fiir den Fall seines
Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personen-
kreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen
und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Ver-
trag Ubertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine
derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht
in nachstehender Reihenfolge auf die Angehérigen
des Verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren
Zustimmung Uber:

a) auf den Uberlebenden Ehegatten

b) auf die Kinder
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c) auf die Stiefkinder

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechti-

gung ihrer Vater oder Mutter

e) auf die Eltern

f) auf die vollbirtigen Geschwister

g) auf die Stiefgeschwister

h) auf die nicht unter a) - g) fallenden Erben

Innerhalb der einzelnen Gruppen b) - d) und f) - h)

wird der Alteste Nutzungsberechtigter.
Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nut-
zungsrecht nur auf eine Person aus dem Kreis der in
Abs. 6 Satz 2 genannten Personen Ubertragen.
Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht un-
verzuglich nach Erwerb bei der Gemeinde auf sich
umschreiben zu lassen.
Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur
Anlage und Pflege der Grabstatte.
Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstatten kann
jederzeit an die Gemeinde zuriickgegeben werden.
Die Beschrankung der Riickgabe auf einzelne Graber
dieser Grabstatte ist moglich. Dem Nutzungsberech-
tigten entsteht durch die Riickgabe kein Anspruch auf
Erstattung eines Gebuhrenanteils. Die Nutzungsbe-
rechtigten sind verpflichtet, die zurlckgegebene
Grabstatte selbst abzurdumen.

Die Graber sollen unter Berlicksichtigung der 6rtlichen
Gegebenheiten folgende Malte haben:

Einzelgrab:

Bruttoflache: Lange: 2,40 m

Breite: 1,00 m - 2,00 m (nach értlichem Platz)
Einfassung: Lange: 1,60 m

Breite: 0,60 m

Nutzungsmaéglichkeit: Einzelgrab Erdbestattung
mit oder ohne Urnenzubelegung

Doppelgrab:

Bruttoflache: Lange: 2,40 m

Breite: 2,40 m - 3,00 m (nach 6rtlichem Platz)
Einfassung: Lange: 1,60 m

Breite: 2,00 m

Nutzungsmaéglichkeit: Doppelgrab fiir 2 Bestat-
tungen und mit oder ohne Urnenzubelegung

Urnengrab:

Bruttoflache: Lange: 1,40 m

Breite: 1,40 m — 1,80 m (nach 6értlichem Platz)
Einfassung: Lénge: 0,80 m

Breite: 0,80 m

Nutzungsmaéglichkeit: Urnenbelegung von bis zu
4 Urnen

§14

Anonymes Grabfeld
Das Grabfeld flir anonyme Beisetzungen ist eine in
sich geschlossene Rasenflache, auf der dicht neben
einander bestattet wird. Auf diesem Grabfeld sind nur
Urnenbeisetzungen mdglich. Grabkennzeichen wie
Grabhiigel, Grabmale, Einfassungen oder Anpflanz-
ungen sind nicht gestattet. Das Nutzungsrecht wird
nur fir die Dauer der Ruhefrist von 14 Jahren verge-
ben.
Eine Ausgrabung oder Umbettung dieser beigesetz-
ten Urnen ist nicht moglich. Das Grabfeld wird im
Rahmen der Griinflachenpflege von der Gemeinde
unterhalten. Blumen, Kradnze und anderer Grab
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@)

schmuck, der anlasslich der Beisetzung niedergelegt
wurde, ist nach spatestens 2 Wochen zu entfernen.
Die Vorschriften des § 9 Abs. 1 und 2 gelten ent-
sprechend.

§15
Ehrengrabstitten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von
Ehrengrabstatten (einzeln oder in geschlossenen Feldern)
obliegt der Gemeinde.

(1M

)

(1
)

@)
(4)

®)

(6)

@)

V. Gestaltung der Grabstatten

§16

Alilgemeine Gestaltungsgrundsatze
Jede Grabstatte ist so zu gestalten und so an die
Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck
und der Zweck dieser Friedhofsordnung sowie die
Wiirde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und
in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.
Der Baumbestand auf dem Friedhof steht unter be-
sonderem Schutz. Es gilt die Satzung zum Schutz des

Baumbestandes der Gemeinde (Baumschutzsatzung)

in der jeweils gliltigen Fassung.

VI. Grabmale und bauliche Anlagen

§17

Allgemeine Anforderungen
Auf jeder Grabstatte wird nur ein Grabmal zugelas-
sen.
Fur Grabmale diirfen Natursteine, Betonwerkstein
(Terrazzo), Holz und Schmiedeeisen verwendet
werden. Schriften, Ornamente und Symbole sollen
aus dem gleichen oder einem harmonisch passenden
Material bestehen. Zwischen Grabstein und Sockel
sollen in der Farbe und Material keine wesentlichen
Unterschiede bestehen. Zu bevorzugen sind
einheimische Natursteine. Bei der Materialauswahl ist
die Farbharmonie der Grabfelder zu beachten. Nicht
gestattet ist die Verwendung von Beton, Glas,
Kunststoff und Emaille mit der Ausnahme, dass
Emailleschildchen firr die Kennzeichnung der
Grabstelle auf dem Graberfeld flir deutsche
Kriegsgefallene aus dem 2. Weltkrieg zulassig sind.
Grabbetteinfassungen dirfen nur aus Natur- oder
Kunststein angelegt werden.
Neben der Bepflanzung ist eine Abdeckung des
Grabbettes nur mit Platten aus Natur- oder Kunststein
gestattet.
Grabeinfassungen aus Natur- oder Kunststeinen fiir
die Grabstatten sind gemaf Festlegung § 13 Abs. 11
der Friedhofsordnung zulassig.
Soweit es die Gemeinde innerhalb der Gesamtge-
staltung unter Beriicksichtigung kiinstlerischer Anfor-
derung fir vertretbar halt, kann sie Ausnahmen von
den Vorschriften der Absatze 2 bis 5 zulassen.
Auf Grabstétten sind stehende Grabmale aus Natur-
stein bis zu 1,20 m? Ansichtsflache zulassig. Stehen-
de Grabmale aus Naturstein missen mindestens 0,18
m stark sein.
Auf Grabstatten mit liegenden Grabtafeln aus Natur-
stein sind die Ansichtsflache bis zu 0,45 m? zuldssig.
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Liegende Grabmale aus Naturstein missen eine Min-
destdicke von 0,14 m aufweisen.

§18
Zustimmungserfordernis
Die Einrichtung und jede Veranderung von Grab-
malen und Grabeinfassungen bedarf der Genehmi-
gung der Gemeinde. Sie ist vor der Anfertigung oder
der Veranderung der Grabmale einzuholen. Auch
provisorische Grabmale sind genehmigungspflichtig.
Die Antrage sind schriftlich einzureichen.
Den Antragen sind beizufligen
a) der Grabmalentwurf mit Grundriss und Sei-
tenansicht im MaRstab 1 : 10
b) Angaben der Materialien und ihrer Bearbei-
tung, der Schrift, Ornamente und Symbole
In besonderen Fallen kann die Vorlage von
Zeichnungen in gréflerem Malistab oder eines
Modells im MaRstab 1 : 5 sowie eine statische
Berechnung verlangt werden.
Die Errichtung und jede Veranderung aller sonstigen
baulichen Anlagen bedirfen ebenfalls der vorherigen
schriftlichen Zustimmung der Gemeinde. Die Abséatze
1 und 2 gelten entsprechend.
Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die
sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres
nach der Zustimmung errichtet worden ist.
Die nichtzustimmungspflichtigen provisorischen

Grabmale sind nur als naturlasierte Holzkreuze und
Holztafeln zuldssig und dirfen nicht langer als zwei
Jahre nach der Beisetzung verwendet werden.

§19

Standsicherheit der Grabmale
Die Grabmale sind nach den allgemein anerkannten
Regeln des Handwerks (Richtlinie des Bundesin-
nungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein-
und Holzbildhandwerks fur das Fundamentieren und
Versetzen von Grabdenkmalern in der jeweils gelten-
den Fassung) so zu fundamentieren und zu befesti-
gen, dass sie dauernd standsicher sind und auch
beim Offnen benachbarter Graber nicht umstiirzen o-
der sich senken konnen.
Die Gemeinde kann Uberpriifen, ob die vorgeschrie-
bene Fundamentierung durchgefiihrt worden ist und
die Standsicherheit der Grabmale weiterhin gewahr-
leistet ist.
Die Steinstarke muss die Standfestigkeit der Grab-
male gewahrleisten. Die Mindeststérke der Grabmale
bestimmt sich nach §17.

§20

Unterhaltung
Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen
sind dauernd in wirdigem und verkehrssicherem Zu-
stand zu halten. Verantwortlich ist der jeweilige Nut-
zungsberechtigte.
Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonst-
igen baulichen Anlagen oder Teilen davon gefahrdet,
sind die fir die Unterhaltung Nutzungsberechtigten
verpflichtet, unverziiglich Abhilfe zu schaffen. Bei
Gefahr im Verzuge kann die Gemeinde auf Kosten
des Nutzungsberechtigten Sicherungsmafinahmen
(z.B. Umlegung von Grabmalen) treffen. Wird der
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforde-
rung der Gemeinde nicht innerhalb einer festzuset
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zenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Ge-
meinde berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf
Kosten des Nutzungsberechtigten zu entfernen. Die
Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstdnde drei
Monate aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht
bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu er-
mitteln, gentigen als Aufforderung eine 6ffentliche Be-
kanntmachung und ein Hinweisschild auf den Grab-
statten, das fir die Dauer von einem Monat aufgestellt
wird.

dirfen in samtlichen Produkten der Trauerfloristik,
insbesondere in Kranzen, Trauergebinden, Trauerge-
stecken, im Grabschmuck und bei Grabeinfassungen
sowie bei Pflanzenzuchtbehéltern, die an der Pflanze
verbleiben, nicht verwandt werden. Ausgenommen
sind Grabvasen, Markierungszeichen und Giel3kan-

nen.

§23
Vernachlassigung der Grabpflege

(3) Die Nutzungsberechtigten sind fiir jeden Schaden (1)
haftbar, der durch das Umstiirzen von Grabmalen
oder Grabmalteilen verursacht wird.

Wird eine Grabstatte nicht ordnungsgeman herge-
richtet oder gepflegt, hat der Nutzungsberechtigte auf
Aufforderung der Gemeinde die Grabstatte innerhalb
einer Frist von langstens 4 Wochen in Ordnung zu
bringen.

Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht
ohne weiteres zu ermitteln, genlgt ein sechswdchiger
Hinweis auf der Grabstatte.

Wird die Aufforderung nicht befolgt, kann die Ge-

§21

Entfernung (2)

(1) Nach Ablauf des Nutzungsrechtes bei Grabstatten
oder nach der Entziehung des Nutzungsrechtes von
Grabstatten sind die Grabmale und sonstige bauliche 3)

Anlagen zu entfernen. Geschieht dies nicht binnen meinde
drei Monaten, so ist die Gemeinde berechtigt, die a) die Grabstatte abrdumen, einebnen und ein-
Grabstatte abrdumen zu lassen. Die Gemeinde ist saen und

nicht verpflichtet, das Grabmal oder sonstige bauliche b)
Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige bauli-
che Anlagen gehen entschadigungslos in das Eigen-
tum der Gemeinde Uber. Sofern Grabstatten von der
Gemeinde abgeraumt werden, hat der jeweilige Nut- (4)
zungsberechtigte die Kosten zu tragen.

Grabmale und sonstige bauliche Anlagen auf
Kosten der jeweiligen Nutzungsberechtigten
in Ordnung bringen lassen oder das Nut-
zungsrecht ohne Entschadigung entziehen.

Vor dem Entzug des Nutzungsrechtes ist der jeweilige

Nutzungsberechtigte noch einmal schriftlich aufzufor-
dern, die Grabstatte unverziiglich in Ordnung zu brin-
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung gen; ist er nicht bekannt, hat noch einmal ein dreimo-
aufgestellte Grabmale einen Monat nach Benachrich-
tigung des Inhabers des Nutzungsberechtigten auf

dessen Kosten entfernen zu lassen.

natiger Hinweis auf der Grabstatte zu erfolgen. In dem
Entziehungsbescheid ist der jeweilige Nutzungsbe-
rechtigte aufzufordern, das Grabmal innerhalb von 3
Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbe-
scheides zu entfernen. Der Nutzungsberechtigte ist in
den schriftlichen Aufforderungen und dem Hinweis auf
der Grabstatte auf die fir ihn malRgeblichen Rechts-
folgen hinzuweisen.

VIl. Herrichtung und Pflege der Grabstitten

§22
Herrichtung und Unterhaltung
(1) Alle Grabstatten mussen im Rahmen der Vorschriften
dieser Friedhofsordnung hergerichtet und dauernd in-
stand gehalten werden.
Dies gilt entsprechend fir den Grabschmuck. Ver-
welkte Blumen und Kranze sind unverzliglich von den

VIIl. Trauerfeiern

§24
Trauerfeiern auf dem Friedhof in GroR Machnow
Grabstatten zu entfernen und an den dafiir vorgese- (1) Die Trauerfeiern kénnen in einem daflr bestimmten
henen Platzen abzulegen. Insbesondere ist es nicht
gestattet, ungeeignete oder unwirdige Gefél3e oder

sonstige Gegenstande, z. B. Konservendosen, Ein-

Raum in der Friedhofskapelle oder am Grab ab-
gehalten werden.

machglaser, Milchflaschen usw., zur Aufnahme von (2) Die Benutzung der Friedhofskapelle ist bei der Ge-
Blumen auf Grabstatten aufzustellen. meinde anzumelden.
(2) Die Gestaltung der Graber ist dem Gesamtcharakter (3) Es kann die Benutzung der Friedhofskapelle unter-

des Friedhofes, dem besonderen Charakter des
Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung an-
zupassen. Die Grabstatten dirfen nur mit Pflanzen
bepflanzt werden, die andere Grabstatten und die 6f-
fentlichen Anlagen und Wege nicht beeintrachtigen.

(3) Fir die Herrichtung und die Instandsetzung ist bei
Grabstatten der Nutzungsberechtigte verantwortlich.
Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf des Nut-
zungsrechts.

(4) Grabstatten missen innerhalb von sechs Monaten
nach dem Erwerb des Nutzungsrechts hergerichtet
werden.

(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung der
gartnerischen Anlagen aufierhalb der Grabstatten ob-
liegt ausschlief3lich der Gemeinde.

(6) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe

sagt werden, wenn der Verstorbene an einer melde-
pflichtigen Ubertragbaren Krankheit gelitten hat oder
Bedenken wegen des Zustandes der Leiche beste-
hen.

§25
Trauerfeiern auf dem Friedhof in Klein Kienitz
Die Trauerfeiern konnen am Grab oder an einer anderen
im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden.

IX. Schlussvorschriften
§26

Alte Rechte
(1) Bei Grabstatten, liber welche die Gemeinde bei In-
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krafttreten dieser Friedhofsordnung bereits verfiigt
hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung
nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Im Ubrigen gilt diese Satzung.

§27
Haftung
Die Gemeinde haftet nicht fir Schaden, die durch nicht
sachgemale Benutzung der Friedhofe, ihrer Anlagen oder
ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere
entstehen. lhr obliegen keine besonderen Obhuts- und
Uberwachungspflichten. Im Ubrigen haftet die Gemeinde
nur bei Vorsatz und grober Fahrlassigkeit.

§28
Gebiihren
Fir die Benutzung der von der Gemeinde verwalteten
Friedhéfe und seiner Einrichtungen sind die Gebihren
nach der jeweils geltenden Friedhofsgebiihrensatzung zu
entrichten.

§29
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

a) den Friedhof entgegen den Bestimmungen des § 4
betritt;

b) sich auf dem Friedhof nicht der Wiirde des Ortes ent-
sprechend verhalt oder die Anordnung des Friedhof-
personals nicht befolgt nach § 5 Abs. 1;

c) entgegendes § 5 Abs. 3

» die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen
Kinderwagen und Rollstiihlen befahrt,

» Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anbietet,

» an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Be-
stattung Arbeiten ausflhrt,

» ohne schriftichen Auftrag der Angehdrigen gewerbs-
mafig fotografiert,

»  Druckschriften verteilt,

» den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen
verunreinigt oder beschadigt, Einfriedungen und He-
cken Ubersteigt und Rasenflachen (soweit sie nicht als
Wege dienen), Grabstatten und Grabeinfassungen
betritt,

» Abraum und Abfalle aul’erhalb der daflir bestimmten
Stellen ablagert,

» Tiere, ausgenommen Blindenhunde mitbringt,

» larmt und spielt

d) als Gewerbetreibender entgegen § 6 Abs. 1, 5 und 6

ohne vorherige Zulassung tatig wird, aulierhalb der
festgesetzten Zeiten Arbeiten durchfiihrt sowie Werk-
zeuge und Materialien unzuldssig lagert ;

e) Umbettungen ohne vorherige Zustimmung § 11 Abs. 2,
4 und 5 vornimmt;

f) die Bestimmungen Uber zulassige Mal3e fiir Grabmale
nicht einhalt § 17;

g) entgegen § 18 Abs. 1 und 3 ohne vorherige Zustim-
mungen Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet o-
der verandert;

h) Grabmale entgegen § 19 Abs. 1 nicht fachgerecht
befestigt und fundamentiert

i) Grabmale und Grabausstattungen entgegen § 20 Abs.
1 nicht in verkehrssicherem Zustand halt;

j)  Grabmale und bauliche Anlagen entgegen § 21 Abs. 1
ohne vorherige Zustimmung der Gemeinde entfernt;

k) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe
entgegen § 22 Abs. 6 verwendet oder so beschaffenes
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Zubehor nicht vom Friedhof entfernt oder in den be-
reitgestellten Behaltern entsorgt;
I) Grabstatten entgegen § 23 vernachlassigt.
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu
500,00 € geahndet werden.
Fir das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes
Uber die Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gulti-
gen Fassung. Zustdndige Behdérde im Sinne des § 36
Abs.1 Nr. 1 OwiG ist der Burgermeister.

§30
Inkrafttreten
1) Diese Friedhofsordnung tritt am Tag nach ihrer
offentlichen Bekanntmachung in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten die Friedhofsordnungen der

Gemeinde Rangsdorf fir den Ortsteil Klein Kienitz
vom 14.November 2002 und der Gemeinde Grol}
Machnow vom 28. November 2002 aulder Kraft.

Rangsdorf, den 05. Dezember 2003

gez. Hohlstein
mit der Wahrnehmung der
Geschéfte des Birgermeisters beauftragt

Satzung
tiber die Erhebung von Gebiihren fiir die Benutzung
der in der Gemeinde Rangsdorf im Ortsteil
GroR Machnow und in dem bewohnten Gemeindeteil
Klein Kienitz gelegenen Friedhofe
( Friedhofsgebuihrensatzung )
vom 05. Dezember 2003

Aufgrund der §§ 5 und 35 Abs. 2 Ziff. 10 der Gemeinde-
ordnung flir das Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 ( GVBI. | S. 154),
zuletzt geadndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 04. Juni
2003 (GVBI. S. 172), in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4, 6
und 12 des Kommunalabgabengesetzes fiir das Land
Brandenburg — KAG in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Juni 1999 (GBVI. |, S. 231), zuletzt gedndert durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 04. Juni 2003 (GVBI. I, S.
172) und des § 28 der Friedhofsordnung der Gemeinde
Rangsdorf fir den Ortsteil GroR Machnow und den be-
wohnten Gemeindeteil Klein Kienitz vom 05. Dezember

2003 hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangs-
dorf in ihrer Sitzung am 04. Dezember 2003 folgende Sat-
zung beschlossen:

§1
Allgemeines
Fir die Benutzung der Friedhéfe der Gemeinde Rangsdorf
in dem Ortsteil Gro® Machnow und dem bewohnten Ge-
meindeteil Klein Kienitz werden nach MaRgabe dieser
Satzung und der Friedhofsordnung vom 05. Dezember
2003 in der jeweils geltenden Fassung Gebiihren erhoben.

§2
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Gebiihrenschuldner

Gebuihrenschuldner sind:

1. bei Erstbestattungen die Personen, die nach § 1968
BGB die Bestattungskosten zu tragen haben, und
der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der An-
tragsteller.

§3
Entstehung der Gebiihrenpflicht und Falligkeit
Die Gebiihren werden zwei Wochen nach der Bekanntgabe
an den Gebuhrenschuldner fallig.

§4

Gebiihrentarif
I. Grabgebihren
Es werden folgende Gebulhren erhoben:

Nutzungsgeblhr: Die Nutzungszeit fur Erdbestat-

tungen betragt 25 Jahre, fiir
Urnenbestattungen 20 Jahre.

1. Grabstatten flir Erdbestattungen Einzelgrab 130,00 €
2. Grabstatten flir Erdbestattungen Doppelgrab 260,00 €
3. Grabstétten flir Urnenbestattungen 50,00 €
4. Urnengraber im anonymen Grabfeld 100,00 €

Gebuhr fur Wiedererwerb: Sie ist in gleicher Hohe
wie nach den Ziffern 1
bis 4 der Nutzungsge-

bihr fallig.

Uberschreitet bei einer
Belegung oder Wieder-
belegung die Ruhezeit
die noch zu laufende
Nutzungszeit, so ist ei-
ne Verlangerungsge-
blhr zu entrichten.

Sie wird nach der Dau-
er der Jahre auf der

Gebdhr fir Verlangerung:

Grundlage der Nut-
zungsgebihr  anteilig
berechnet.

Il. Gebiihren fiir Umbettungen

Genehmigungen fir Umbettungen nach § 11 der Fried-
hofsordnung 50,00 €

Ill. Sonstige Gebiihren
a) Zulassung fir gewerbliche Tatigkeiten

entsprechend § 6 der Friedhofsordnung
fur 5 Jahre einmalig

b) Erteilung der Genehmigung zur Be-
stattung von Personen die bei ihrem
Ableben nicht Einwohner der Gemeinde
waren

c) Abraumen, Einebnen und Einsden von
Grabstatten einschliellich Griinflachen-
pflege

d) Gebhr fir die Benutzung der Friedhofs-
kapelle zur Trauerfeier auf dem
Friedhof im Ortsteil Gro® Machnow

50,00 €

100,00 €

150,00 €

30,00 €
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§5
Erlass oder ErméRigung von Gebiihren
Zur Vermeidung aufRergewodhnlicher Harten in Einzelfallen
kénnen die Gebihren nach dieser Friedhofsordnung auf
Antrag bei der Gemeinde ermafigt oder erlassen werden.

§6
Inkrafttreten
(1) Diese Friedhofsgebiihrensatzung tritt am Tag
nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten die Friedhofsgeblhrensatzun-

gen der Gemeinde Rangsdorf fir den Ortsteil
Klein Kienitz vom 14.November 2002 und der
Gemeinde Grol3 Machnow vom 28. November
2002 aulder Kraft.

Rangsdorf, den 05. Dezember 2003

gez. Hohlstein
mit der Wahrnehmung der
Geschéfte des Burgermeisters beauftragt

Bekanntmachung
tiber die Durchfiihrung eines Volksbegehrens gegen
Zwangseingemeindungen und fiir die Starkung der
kommunalen Selbstverwaltung

- zusiatzliche Moglichkeit zur Eintragung in die Eintra-
gungslisten im Ortsteil GroR Machnow -

Die Vertreter der Volksinitiative gegen Zwangseingemein-
dungen und fiir die Starkung der kommunalen Selbstver-
waltung haben fristgemal die Durchfihrung eines Volks-
begehrens verlangt. Die Landesregierung oder ein Drittel
der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben inner-
halb der Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungsge-
setzes (VAGBbg) vom 14. April 1993 (GVBI. | S. 94), zu-
letzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Marz
2003 (GVBI. I S. 42) keine Klage gegen die Zulassigkeit
des Volksbegehrens anhangig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten
Birger und Burgerinnen noch

bis zum 16. Marz 2004

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten in
folgenden Eintragungsraumen unterstiitzt werden:

Gemeinde Rangsdorf
Gemeindeverwaltung, Zimmer 7
LadestraBBe 6
15834 Rangsdorf

zu den Zeiten:

Dienstag 9.00 — 12.00 und 13.00 — 18.00 Uhr
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Donnerstag 9.00 — 12.00 und 13.00 — 16.00 Uhr

oder nach telefonischer Vereinbarung unter
033708-236-13

und
Bibliothek GroR Machnow
DorfstraRe 15 C
15834 Rangsdorf / Ortsteil GroR Machnow

zu den Zeiten:

Montag, den 01.03.2004
Mittwoch, den 10.03.2004

10.00 — 12.00 Uhr
14.00 - 18.00 Uhr

Stimmberechtigt — und damit eintragungsberechtigt — sind
gemal § 28 VAGBbg alle Deutschen im Sinne des Art. 116
Abs. 1 des Grundgesetzes, die zum Zeitpunkt der Eintra-
gung oder spatestens am 16. Marz 2004
das 18. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 17.
Méarz 1986 geboren sind,

- seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg
ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung haben sowie

- keinen Ausschlussgrund nach § 28 Abs. 2 VAGBbg
erfullen.

Die Unterstlitzung des Volksbegehrens geschieht nach §

15 Abs. 1 VAGBbg durch die Eintragung in die Eintra-

gungslisten. Auf Grund des § 17 VAGBbg koénnen die Biir-

ger und Biirgerinnen ihr Eintragungsrecht nur bei der Ab-
stimmungsbehdrde der Gemeinde austiben, in der sie ihre
alleinige Wohnung oder ihre Hauptwohnung haben.

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wol-
len, haben sich Uber ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1
Volksbegehrensverfahrensverordnung — VVVBbg).

Wer sich in die Eintragungsliste eintrégt, muss persdnlich
und handschriftlich unterzeichnen. Neben der Unterschrift
sind Familienname, Vorname, Tag der Geburt, Wohnort
und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwoh-
nung, sowie der Tag der Eintragung lesbar einzutragen (§
18 Abs. 1 Satz 2 VAGBbg i.V.m. § 8 Abs. 2 VVVBbg). Eine
Eintragung kann nach § 18 Abs. 3 VAGBbg nicht mehr
zurlickgenommen werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer korper-
lichen Behinderung nicht in der Lage sind, die Eintragung
selbst vorzunehmen und dies der aufsichtsfiihrenden Per-
son mit dem Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift
erklaren, werden von Amts wegen in die Eintragungsliste
eingetragen (§ 18 Abs. 1 Satz 2 VAGBbg i.V.m. § 8 Abs. 2
VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer korper-
lichen Behinderung den Eintragungsraum nicht oder nur
unter unzumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen kdnnen,
kdénnen eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) mit der
Ausubung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfir ist
der Hilfsperson eine entsprechende Vollmacht durch die
eintragungsberechtigte Person auszustellen (§ 18 Abs. 1
Satz 3 VAGBbg i.V.m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

Das verlangte Volksbegehren hat den Wortlaut:
Volksbegehren nach Artikel 77 BbgVerf

— gegen Zwangseingemeindungen und fiir die Star-
kung der kommunalen Selbstverwaltung —

34

Der Landtag des Landes Brandenburg nimmt folgenden
Antrag an:

1. Die Gesetze 1 bis 6 zur landesweiten Gemeindege-
bietsreform und zur Anderung der Amtsordnung wer-
den zurlickgewiesen bzw. aufgehoben.

2. Zusammenschlisse und Aufloésung von Gemeinden
erfolgen grundsatzlich nur auf freiwilliger Basis. O-
berstes Ziel ist die Starkung der kommunalen Selbst-
verwaltung der historisch gewachsenen Gemeinden.

3. Der Landtag schafft die gesetzlichen Grundlagen, dass
Gemeinden, die sich unter dem Druck der Leitlinien
seit Beginn dieser Legislaturperiode des Landtages
Jfreiwillig® zusammengeschlossen und aufgeldst ha-
ben, bis zum 30.06.2004 durch ein vereinfachtes Ver-
fahren haushaltsneutral ihre Eigenstandigkeit zuriick-
erlangen kénnen.

4. Aus dem § 3 Abs. 1 der Amtsordnung wird die untere
Begrenzung der Einwohnerzahl der amtsangehdrigen
Gemeinden von 500 Einwohnern und die obere Be-
grenzung der Anzahl der amtsangehodrigen Gemein-
den von 6 Gemeinden je Amt gestrichen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:
Vertreter: Stellvertreter:
Joachim Wolff

Waldstralte 13
2529 Schonefeld

Lydia Fischer
Dorfstralte 38
15831 WalRmannsdorf

Frank Kausch
Wilhelm-Pieck-Stralte 12 A
15749 Brusendorf

Guido Friese
Mittenwalder Stralle 6
15711 Krummensee

Wolfgang Fieber
FriedenstralBe 34
12529 Schonefeld

Wolfgang Kroll
Mittenwalder Stralle 19
15741 Motzen

Eberhard Schulze
Dorfstralie 6
15831 Grol} Kienitz

Karl Mette
Dorfstralle 32
15831 Walimannsdorf

Peter Wein
Lindenstralie 29
15711 Zeesen

Dr. Peter Janz
Crossinstralle 9
15537 Wernsdorf
Rangsdorf, den 26.02.2004
Die Abstimmungsbehdrde

gez. K. Rocher
Birgermeister

Siegel



	Seite 1
	
	Seite
	Amtliche Bekanntmachungen
	Beschluss der Geschäftsordnung
	Beschluss-Nr.: 2
	Beschluss_Nr.: 4
	Beschluss-Nr.: 5
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Beschluss-Nr.: 12
	Abstimmungsergebnis:15 / 1 / 2
	Abstimmungsergebnis:16 / 0 / 2
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Beschluss-Nr.: 18
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Beschluss-Nr.: 19
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:15 / 0 / 3
	Abstimmungsergebnis:16 / 1 / 1
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:17 / 1 / 0
	Abstimmungsergebnis:14 / 3 / 1
	Abstimmungsergebnis:14 / 4 / 0
	Abstimmungsergebnis:16 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:13 / 1 / 4
	Abstimmungsergebnis:18 / 0 / 0
	Abstimmungsergebnis:16 / 0 / 2




	Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschließt die �
	
	
	
	
	
	Personalangelegenheit  -  Einstellung einer Erzieherin




	Handel, Gewerbe und Veranstaltungen
	Verschiedenes und Baumaßnahmen
	
	C.       Gebührenbefreiung




	I.  Allgemeine Bestimmungen
	
	Geltungsbereich
	Friedhofszweck


	II.  Ordnungsvorschriften
	III.  Bestattungsvorschriften
	Gebührenschuldner
	I. Grabgebühren
	II. Gebühren für Umbettungen
	III. Sonstige Gebühren
	Bekanntmachung
	
	15834 Rangsdorf / Ortsteil Groß Machnow

	Volksbegehren nach Artikel 77 BbgVerf


